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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Berliner Hochschulgesetzes

Das Berliner Hochschulgesetz in der Fassung vom 26. Juli 2011 
(GVBl. S. 378), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
14. September 2021 (GVBl. S. 1039) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 126e folgende 

Angabe eingefügt:
„§ 126f  Übergangsregelung zu § 110 Absatz 6“.

2. In § 67 Absatz 2 Satz 1 werden vor dem Wort „Vizepräsidenten“ 
das Wort „hauptamtlichen“ eingefügt und das Wort „die“ vor 
dem Wort „Vizepräsidentinnen“ gestrichen.

3. In § 94 Absatz 2 Satz 2 werden das Komma und die Wörter „ins-
besondere wenn hierdurch zuvor befristet beschäftigte Hoch-
schuldozenten oder Hochschuldozentinnen gemäß § 108 Ab-
satz 4 unbefristet eingestellt werden sollen oder wenn eine 
Anschlussvereinbarung für wissenschaftliche Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen gemäß § 110 Absatz 6 erfüllt wird“ gestrichen.

4. § 97 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen, die auf der 

Grundlage einer Kooperationsvereinbarung der Hochschule mit 
einer in vollständig oder überwiegend öffentlicher Trägerschaft 
oder Förderung stehenden außeruniversitären Forschungsein-
richtung beschäftigt werden, können zur Wahrnehmung wissen-
schaftlicher oder künstlerischer Aufgaben auf Antrag unter 
Wegfall der Bezüge ganz oder teilweise, auch mit weniger als 
der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit, beurlaubt werden; die 
Höchstdauer nach § 56 des Landesbeamtengesetzes findet inso-
fern keine Anwendung. Eine befristete Beurlaubung kann auf 
Antrag verlängert werden.“

5. Dem § 108 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Mit der Einstellung als Hochschuldozent oder Hochschuldo-
zentin ist für die Dauer der Tätigkeit zugleich die akademische 
Bezeichnung „Professor“ oder „Professorin“ verliehen.“

6. § 110 Absatz 6 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:
„Mit promovierten wissenschaftlichen Mitarbeitern und Mitar-
beiterinnen ist unter der Bedingung, dass das im Arbeitsvertrag 
benannte Qualifikationsziel erreicht wird, eine dieses Qualifika-
tionsziel angemessen berücksichtigende Anschlusszusage zu 
vereinbaren. Satz 2 gilt nicht für Personal, das

Gesetz
zur Fortschreibung des Berliner Hochschulrechts

Vom 5. Juli 2022

1. überwiegend aus Drittmitteln oder aus Programmen des 
Bundes und der Länder oder des Landes Berlin finanziert 
wird, soweit diese Programme keine andere Festlegung tref-
fen, oder

2. zur ärztlichen Weiterbildung beschäftigt wird.
Die Hochschulen regeln das Nähere, insbesondere Grundsätze für 
die Personalauswahl und zur Bestimmung und Feststellung der Er-
füllung der Qualifikationsziele, durch Satzung.“
7. In § 124 Absatz 4 Satz 4 werden vor der Angabe „§ 5b Absatz 5“ 

die Angabe „§ 2 Absatz 6“ und ein Komma eingefügt.
8. § 126b wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt 
und vor dem Wort „abgelegt“ werden die Wörter „oder im 
Sommersemester 2022“ eingefügt.

b) In Absatz 2 wird das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt 
und vor dem Wort „abzugebende“ werden die Wörter „oder 
im Sommersemester 2022“ eingefügt.

9. In § 126c Satz 1 werden die Wörter „Sommersemesters 2021 
Wintersemesters 2021/2022“ durch die Angabe „Sommersemes-
ters 2022“ ersetzt.

10. In § 126d wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und vor 
dem Wort „nicht“ werden die Wörter „und das Sommersemester 
2022“ eingefügt.

11. In § 126e Absatz 1 Nummer 1 Satz 1 wird der Punkt am Ende 
durch ein Semikolon und die Wörter „Studien- und Prüfungs-
ordnungen der einzelnen Studiengänge sind ein Jahr nach Ab-
lauf der für die Vorlage der Rahmenstudien- und -prüfungs-
ordnung bei der für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung 
nach dem ersten Halbsatz vorgesehenen Frist anzupassen.“ er-
setzt.

12. Nach § 126e wird folgender § 126f eingefügt:

„§ 126f 
Übergangsregelung zu § 110 Absatz 6

§ 110 Absatz 6 Satz 2 bis 4 findet auf Einstellungen von pro-
movierten wissenschaftlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterin-
nen auf Qualifikationsstellen Anwendung, die ab dem 1. Okto-
ber 2023 erfolgen. Satzungen nach § 110 Absatz 6 Satz 4 müs-
sen spätestens am 30. September 2023 inkrafttreten.“
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Artikel 2 
Änderung des Berliner Hochschulzulassungsgesetzes

§ 20 Absatz 2 des Berliner Hochschulzulassungsgesetzes vom  
9. Oktober 2019 (GVBl. S. 695), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. September 2021 (GVBl. S. 1039) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:
1. In Satz 1 wird die Angabe „Wintersemester 2022/23“ durch die 

Angabe „Wintersemester 2024/2025“ ersetzt.
2. In Satz 2 wird die Angabe „Sommersemester 2022“ durch die 

Angabe „Sommersemester 2024“ ersetzt.

Artikel 3 
Bekanntmachungserlaubnis

Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann den 
Wortlaut des Berliner Hochschulgesetzes in der vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Gesetz- und Verordnungs-
blatt für Berlin bekannt machen.

Artikel 4 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 5. Juli 2022

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Dennis  B u c h n e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Die Regierende Bürgermeisterin
Franziska  G i f f e y



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      78. Jahrgang      Nr. 37     16. Juli 2022452

Gesetz
zur Wiederherstellung der 

Parität in der Schulkonferenz
Vom 5. Juli 2022

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Schulgesetzes

§ 77 Absatz 1 Nummer 2 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 
(GVBl. S. 26), das zuletzt durch Gesetz vom 31. März 2022 (GVBl. 
S. 154) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:
„2. vier von der Gesamtkonferenz gewählte Vertreterinnen und Ver-

treter, wobei mindestens eine dieser Personen dem sonstigen 
pädagogischen Personal aus der ergänzenden Förderung und 
Betreuung oder der schulbezogenen Jugendsozialarbeit angehö-
ren soll,“.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2022 in Kraft.

Berlin, den 5. Juli 2022

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Dennis  B u c h n e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Die Regierende Bürgermeisterin
Franziska  G i f f e y
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punkt „Geistige Entwicklung“ ist in Bezug auf die Eingangs-, Unter- 
und Mittelstufe das Bestehen eines Anspruchs auf Leistungen für 
Bildung und Teilhabe im Schuljahr 2021/2022 maßgebend. Die in 
den Sätzen 3 und 4 genannten Leistungen für Bildung und Teilhabe 
bezeichnen Leistungen für Bildung und Teilhabe nach den §§ 28 und 
29 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, nach den §§ 34 und 34a 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch oder nach § 6b des Bundes-
kindergeldgesetzes. Als Schülerinnen und Schüler, denen im Schul-
jahr 2021/2022 ein Anspruch auf Leistungen für Bildung und Teil-
habe zusteht, gelten diejenigen Schülerinnen und Schüler, die gemäß 
der Erhebung zur Klassenstatistik an den allgemein bildenden 
Schulen zum Stichtag 3. September 2021 und an den beruflichen 
Schulen zum Stichtag 1. Oktober 2021 einen solchen Anspruch be-
saßen. Die Zulage vermindert sich um den Betrag eines gleichzeitig 
gewährten Sonderzuschlages nach § 72.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2022 in Kraft.

Berlin, den 5. Juli 2022

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Dennis  B u c h n e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Die Regierende Bürgermeisterin
Franziska  G i f f e y

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

in der Überleitungsfassung für Berlin
§ 78a des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung 

für Berlin nach Artikel III § 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 21. Juni 
2011 (GVBl. S. 266), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
14. September 2021 (GVBl. S. 1039) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst:

„§ 78a 
Zulage für Lehrkräfte an Schulen in schwieriger Lage

Lehrkräfte erhalten in den Schuljahren 2022/2023 und 2023/2024 
während der Zeit, in der sie überwiegend an einer Schule in 
schwieriger Lage eingesetzt sind, eine nicht ruhegehaltfähige Zula-
ge in Höhe von 300 Euro monatlich. Als Schulen in schwieriger 
Lage gelten diejenigen Schulen gemäß § 17 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 bis 5 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), 
das zuletzt durch Gesetz vom 5. Juli 2022 (GVBl. S. 452) geändert 
worden ist, an denen im Schuljahr 2021/2022 mindestens 80 vom 
Hundert der Schülerinnen und Schüler von der Zahlung eines Eigen-
anteils an den Kosten der Lernmittel befreit waren. An Grundschu-
len und anderen Schulen mit Schülerinnen und Schülern der Jahr-
gangsstufen 1 bis 6 tritt in Bezug auf diese Jahrgangsstufen an die 
Stelle der Befreiung von der Zahlung eines Eigenanteils an den 
Kosten der Lernmittel im Schuljahr 2021/2022 das Bestehen eines 
Anspruchs auf Leistungen für Bildung und Teilhabe in diesem 
Schuljahr. An Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwer-

Gesetz
zur Verlängerung der Zulage für Lehrkräfte 

an Schulen in schwieriger Lage
Vom 5. Juli 2022
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Landesmindestlohngesetzes

Das Landesmindestlohngesetz vom 18. Dezember 2013 (GVBl. 
S. 922), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. April 2020 (GVBl. 
S. 275) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. Dem § 7 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Absatz 1 findet bei der Förderung aus Mitteln der Aus-
gleichsabgabe nach § 160 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch keine Anwendung.“

2. In § 9 Absatz 1 wird die Angabe „12,50 Euro“ durch die Angabe 
„13,00 Euro“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 5. Juli 2022

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Dennis  B u c h n e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Die Regierende Bürgermeisterin
Franziska  G i f f e y

Zweites Gesetz
zur Änderung des Landesmindestlohngesetzes

Vom 5. Juli 2022
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Auf Grund des § 6 Absatz 1 des Gesetzes über Gebühren und Bei-
träge vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 5. Juni 2019 (GVBl. S. 284) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

Artikel 1 
Änderung  

der Gesundheits- und Pflegewesengebührenordnung
Die Tarifstellen 59010 bis 59110 einschließlich der Überschrift 

vor Tarifstelle 59010 der Anlage zu § 1 Absatz 1 Satz 1 der Gesund-
heits- und Pflegewesengebührenordnung vom 7. November 2017 
(GVBl. S. 587, 595), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 
23. November 2021 (GVBl. S. 1303) geändert worden ist, werden 
wie folgt gefasst:

Dritte Verordnung
zur Änderung der Gesundheits- und Pflegewesengebührenordnung

Vom 28. Juni 2022

„Amtshandlungen nach dem Medizinprodukterecht und dem  
In-vitro-Diagnostika-Recht

59010 Maßnahmen zur Einhaltung der Vorschriften über Produkte im Anwendungsbereich der Ver-
ordnung (EU) 2017/745 oder der Verordnung (EU) 2017/746 und der Vorschriften über die 
Werbung auf dem Gebiet des Heilwesens nach § 77 Absatz 2 des Medizinprodukterecht-
Durchführungsgesetzes 100–11 000

59020 Ausstellen eines Freiverkaufszertifikats nach § 10 des Medizinprodukterecht-Durchfüh-
rungsgesetzes in Verbindung mit Artikel 60 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/745 oder 
Artikel 55 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/746 100–700

59030 Maßnahmen bei mangelnder Kooperation oder bei unvollständiger oder unrichtiger Infor-
mation und Dokumentation nach Artikel 10 Absatz 14 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 
2017/745 oder nach Artikel 10 Absatz 13 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 2017/746 500–11 000

59040 Bestätigung nach Artikel 46 Absatz 9 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
2017/745 oder nach Artikel 42 Absatz 9 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 
2017/746 500–11 000

59050 Verlängerung der Gültigkeit einer Bescheinigung nach Artikel 46 Absatz 9 Unterabsatz 2 der 
Verordnung (EU) 2017/745 oder nach Artikel 42 Absatz 9 Unterabsatz 2 der Verordnung 
(EU) 2017/746 50–1 100

59060 Bewertung von Produkten im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2017/745 nach 
§ 74 Absatz 1 Satz 2 des Medizinprodukterecht-Durchführungsgesetzes in Verbindung mit 
Artikel 94 der Verordnung (EU) 2017/745 und Maßnahmen nach § 74 Absatz 1 Satz 2 oder 
Absatz 2 des Medizinprodukterecht-Durchführungsgesetzes in Verbindung mit Artikel 95 
Absatz 1 oder 4 oder Artikel 97 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/745 50–11 000

59070 Bewertung von Produkten im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2017/746 nach 
§ 74 Absatz 1 Satz 2 des Medizinprodukterecht-Durchführungsgesetzes in Verbindung mit 
Artikel 89 der Verordnung (EU) 2017/746 und Maßnahmen nach § 74 Absatz 1 Satz 2 oder 
Absatz 2 des Medizinprodukterecht-Durchführungsgesetzes in Verbindung mit Artikel 90 
Absatz 1 oder 4 oder Artikel 92 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/746 50–11 000

59080 Marktüberwachungstätigkeiten oder Maßnahmen nach Artikel 93 der Verordnung (EU) 
2017/745, nach Artikel 88 der Verordnung (EU) 2017/746 oder nach § 78 des Medizinpro-
dukterecht-Durchführungsgesetzes 100–11 000

59110 Überwachung der Qualitätssicherung laboratoriumsmedizinischer Untersuchungen nach 
§ 77 Absatz 1 Nummer 1 des Medizinprodukterecht-Durchführungsgesetzes in Verbindung 
mit § 9 der Medizinprodukte-Betreiberverordnung 70–3 700“
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Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 28. Juni 2022
Der Senat von Berlin

Franziska  G i f f e y
Regierende Bürgermeisterin

Ulrike  G o t e
Senatorin für Wissenschaft, 

Gesundheit, Pflege und 
Gleichstellung



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      78. Jahrgang      Nr. 37     16. Juli 2022 457

Pflegeschulanerkennungsgesetzes vom 14. September 2021 (GVBl. 
S. 1020, 1030) in der jeweils geltenden Fassung die gemeinsame 
Leitung dieser Schulen durch eine Person wahrgenommen werden.

(3) Die Schulleitung bildet sich jährlich mindestens 16 Stunden 
fort, insbesondere in den Bereichen Schulmanagement und Diversi-
tät. Die Fortbildungsnachweise sind von der Pflegeschule zu führen 
und auf Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen.

(4) Als Stellvertretung der Schulleitung ist eine Lehrkraft zu be-
nennen, die bei Abwesenheit der Schulleitung die Leitungsaufgaben 
wahrnimmt.

(5) Die Übergangsregelungen des § 65 Absatz 4 Nummer 1, 3 und 
4 des Pflegeberufegesetzes bleiben für Schulleitungen von Pflege-
schulen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 unberührt und sind für Schul-
leitungen von Pflegeschulen nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 entspre-
chend anzuwenden. Gleiches gilt für eine vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung gegenüber einer Schulleitung erteilten Auflage.

(6) Erfüllt eine Schulleitung einzelne Voraussetzungen nach Ab-
satz 1 Satz 2 nicht oder nicht in vollem Umfang, kann die zuständige 
Behörde in begründeten Einzelfällen, in denen es ein besonderes 
öffentliches Interesse an der Deckung eines bestehenden Bedarfs an 
Ausbildungen nach § 1 erfordert, Ausnahmen zulassen. Die zustän-
dige Behörde kann zur Herstellung der Voraussetzungen nach Ab-
satz 1 Satz 2 Auflagen erteilen und Befristungen festsetzen. Durch 
die Gewährung von Ausnahmen darf die Qualität der Ausbildung 
nicht gefährdet werden.

§ 3 
Qualifikation der Lehrkräfte

(1) Hauptberufliche Lehrkräfte an Pflegeschulen müssen die An-
forderungen des § 9 Absatz 1 Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes 
erfüllen. Sie sind fachlich und pädagogisch qualifiziert, wenn fol-
gende Voraussetzungen erfüllt sind:
1. Sie weisen einen Hochschulabschluss auf Master- oder ver-

gleichbarem Niveau nach und dabei mindestens in den Berei-
chen
a) Pflege- und Bezugswissenschaften im Umfang von 80 Leis-

tungspunkten nach dem ECTS verteilt auf Bachelor- und 
Masterniveau,

b) Bildungswissenschaften im Umfang von 60 Leistungspunk-
ten nach dem ECTS verteilt auf Bachelor- und Masterni-
veau, dabei insbesondere in der Berufsfelddidaktik und all-
gemeinen Didaktik und

c) Praktika in der Lehre im Umfang von 20 Leistungspunkten 
nach dem ECTS

mit der Maßgabe, dass der Hochschulabschluss auf Bachelor- 
oder auf Masterniveau auf die Lehre ausgerichtet ist und

2. sie haben die Erlaubnis, eine der folgenden Berufsbezeichnun-
gen zu führen
a) Pflegefachfrau oder Pflegefachmann,
b) Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesundheits- und 

Krankenpfleger,
c) Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder Gesund-

heits- oder Kinderkrankenpfleger,
d) Altenpflegerin oder Altenpfleger,
e) Krankenschwester oder Krankenpfleger oder
f) Kinderkrankenschwester oder Kinderkrankenpfleger.

Auf Grund des § 1 Absatz 1 Nummer 1 bis 6 des Berliner Aus-
führungsgesetzes zum Pflegeberufegesetz vom 22. August 2019 
(GVBl. S. 534), § 4 Nummer 1 bis 6 des Pflegeschulanerkennungs-
gesetzes vom 14. September 2021 (GVBl. S. 1020, 1030) sowie § 15 
Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 8, Absatz 2 und Absatz 3 Nummer 2 bis 4 
des Pflegefachassistenzgesetzes vom 14. September 2021 (GVBl. 
S. 1020) verordnet die Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesund-
heit, Pflege und Gleichstellung:

Artikel 1 
Berliner Verordnung zur staatlichen Anerkennung von Pflege-

schulen (Berliner Pflegeschulanerkennungsverordnung – 
BlnPflSchulAnerkV)

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt die Anerkennungsvoraussetzungen 
für Schulen des Gesundheitswesens im Bereich der Pflegeberufe 
(Pflegeschulen) im Land Berlin, soweit sie nicht anderes bestimmt.

(2) Pflegeschulen im Sinne dieser Verordnung sind Schulen, die
1. die Berufe nach dem Pflegeberufegesetz vom 17. Juli 2017 

(BGBl. I S. 2581), das zuletzt durch Artikel 9a des Gesetzes vom 
11. Juli 2021 (BGBl. I S. 2754) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung,

2. Gesundheits- und Krankenpflegehelferinnen oder Gesundheits- 
und Krankenpflegehelfer nach dem Berliner Krankenpflegehil-
fegesetz vom 4. Februar 2016 (GVBl. S. 35, 55), das zuletzt 
durch Artikel 26 des Gesetzes vom 19. Dezember 2017 (GVBl. 
S. 695) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
oder

3. Pflegefachassistentinnen oder Pflegefachassistenten nach dem 
Pflegefachassistenzgesetz vom 14. September 2021 (GVBl. 
S. 1020) in der jeweils geltenden Fassung,

ausbilden.

§ 2 
Schulleitung

(1) Die Schulleitung muss die Anforderungen des § 9 Absatz 1 
Nummer 1 des Pflegeberufegesetzes erfüllen. Sie ist pädagogisch 
qualifiziert, wenn sie einen Hochschulabschluss auf Master- oder 
vergleichbarem Niveau nachweist und dabei mindestens in den Be-
reichen
1. Pflege- und Bezugswissenschaften im Umfang von 80 Leis-

tungspunkten nach dem Europäischen System zur Anrechnung 
von Studienleistungen (ECTS) verteilt auf Bachelor- und Mas-
terniveau,

2. Bildungswissenschaften im Umfang von 60 Leistungspunkten 
nach dem ECTS verteilt auf Bachelor- und Masterniveau, dabei 
insbesondere in der Berufsfelddidaktik und allgemeinen Didak-
tik und

3. Praktika in der Lehre im Umfang von 20 Leistungspunkten nach 
dem ECTS

mit der Maßgabe, dass der Hochschulabschluss auf Bachelor- oder 
auf Masterniveau auf die Lehre ausgerichtet ist.

(2) Sind Pflegeschulen räumlich und organisatorisch zusammen-
gefasst, kann abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des 

Verordnung
zum Erlass und zur Änderung landesrechtlicher Vorschriften im Bereich  

der Ausbildung und Weiterentwicklung der Pflegeberufe
Vom 5. Juli 2022
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(7) Erfüllt eine Lehrkraft einzelne Voraussetzungen nach Absatz 1 
Satz 2 nicht oder nicht in vollem Umfang, kann die zuständige Be-
hörde auf Antrag in begründeten Einzelfällen, in denen es ein be-
sonderes öffentliches Interesse an der Deckung eines bestehenden 
Bedarfs an Ausbildungen nach § 1 erfordert, Ausnahmen zulassen. 
Die zuständige Behörde kann zur Herstellung der Voraussetzungen 
nach Absatz 1 Satz 2 Auflagen erteilen und Befristungen festsetzen. 
Durch die Gewährung von Ausnahmen darf die Qualität der Aus-
bildung nicht gefährdet werden.

§ 4 
Zahl der Lehrkräfte und Unterrichtsverpflichtung

(1) An Pflegeschulen muss je 20 Ausbildungsplätze eine in Voll-
zeit tätige Lehrkraft oder müssen mehrere im Umfang einer Vollzeit-
stelle tätige Lehrkräfte zur Verfügung stehen. Bei in Vollzeit tätigen 
Nachwuchslehrkräften erfolgt eine Anrechnung im Umfang von  
75 Prozent auf die Schlüsselzahl nach Satz 1; bei in Teilzeit tätigen 
Nachwuchslehrkräften wird der Umfang der Anrechnung entspre-
chend ihrem Teilzeitumfang reduziert. An Pflegeschulen muss min-
destens eine in Vollzeit tätige Lehrkraft oder müssen mindestens 
zwei im Umfang einer Vollzeitstelle tätige Lehrkräfte beschäftigt 
sein. Für die Anrechnung auf die Schlüsselzahl werden nur Lehr-
kräfte nach § 3 berücksichtigt. Die für Pflege zuständige Senatsver-
waltung evaluiert bis zum 31. Dezember 2026 die in Satz 1 festge-
legte Schlüsselzahl zwischen Ausbildungsplätzen und Lehrkräften.

(2) Überschreitungen der in Absatz 1 festgelegten Schlüsselzahl 
sind für einen Zeitraum von höchstens zwölf Monaten nach Eintritt 
der Überschreitung zulässig, wenn sie nicht mehr als zehn Prozent 
der Ausbildungsplätze betreffen. Die Überschreitung ist der zustän-
digen Behörde unverzüglich mitzuteilen.

(3) Vollzeitbeschäftigte Lehrkräfte dürfen an Pflegeschulen nicht 
mehr als durchschnittlich 24 Unterrichtsstunden je Woche unterrich-
ten. Für Teilzeitlehrkräfte reduziert sich die Unterrichtsverpflichtung 
entsprechend ihrem Teilzeitumfang. Eine Unterrichtsstunde dauert 
45 Minuten. Zeiten für über den Unterricht hinausgehende Aufga-
ben, wie beispielsweise die Begleitung der praktischen Ausbildung, 
die stellvertretende Schulleitung, die Klassenleitung, die Mitarbeit 
im Qualitätsmanagement oder die Betreuung von Nachwuchslehr-
kräften, sollen unter Berücksichtigung des Lehrbedarfes auf die 
Höchstzahl an Unterrichtsstunden angerechnet werden.

§ 5 
Sozialpädagogische Begleitung und Beratung

(1) An Pflegeschulen müssen zur sozialpädagogischen Begleitung 
und Beratung jeweils für je 120 Ausbildungsplätze mindestens eine 
in Vollzeit tätige, für das Aufgabengebiet geeignete und in der Regel 
hochschulisch qualifizierte Person oder mehrere im Umfang von 
mindestens einer Vollzeitstelle tätige, für das Aufgabengebiet ge-
eignete und qualifizierte Personen zur Verfügung stehen. § 4 Ab-
satz 2 gilt entsprechend.

(2) Sind einzelne Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht oder nicht 
in vollem Umfang erfüllt, kann die zuständige Behörde auf Antrag 
in begründeten Einzelfällen, in denen es ein besonderes öffentliches 
Interesse an der Deckung eines bestehenden Bedarfs an Ausbildun-
gen nach § 1 erfordert, Ausnahmen zulassen. Die zuständige Be-
hörde kann zur Herstellung der Voraussetzungen nach Absatz 1 
Auflagen erteilen und Befristungen festsetzen. Durch die Gewäh-
rung von Ausnahmen darf die Qualität der Ausbildung nicht gefähr-
det werden.

§ 6 
Räumliche und sächliche Ausstattung

(1) Die Pflegeschulen verfügen über die erforderliche räumliche 
Mindestausstattung im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des 
Pflegeschulanerkennungsgesetzes, wenn
1. die Pflegeschule über eine gemessen an der Zahl der regelmäßig 

zu unterrichtenden Klassen ausreichende Anzahl an Räumen für 
die Erteilung des theoretischen und praktischen Unterrichts ver-

Sofern ein Drittel aller Lehrkräfte der Pflegeschule, mindestens aber 
zwei, die Erlaubnis haben, eine der Berufsbezeichnungen nach 
Satz 2 Nummer 2 zu führen, kann auch eine andere, vergleichbar für 
den Einsatz fachlich geeignete Qualifikation nachgewiesen werden.

(2) Die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 gelten 
für Lehrkräfte an Schulen nach dem Pflegeberufegesetz bis zum  
31. Dezember 2024 als erfüllt, wenn ein Hochschulabschluss auf 
Bachelor- oder vergleichbarem Niveau nachgewiesen wird, auf 
dessen Grundlage der nachzuholende Hochschulabschluss auf Mas-
terniveau insgesamt die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 1 erfüllen wird. Zum 1. Januar 2025 müssen diese Lehrkräfte 
neben einem Hochschulabschluss nach Satz 1 ein Hochschulstudi-
um, insbesondere in einer pflegepädagogischen Fachrichtung auf 
Master- oder vergleichbarem Niveau im Sinne des § 9 Absatz 1 
Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes, beginnen und bis zum 31. De-
zember 2029 erfolgreich abschließen.

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 können zur Si-
cherung der Ausbildungen nach dem Pflegeberufegesetz und zur 
Gewinnung von geeigneten Lehrkräften an Pflegeschulen für Aus-
bildungen nach dem Pflegeberufegesetz auf Antrag Lehrkräfte, die 
über einen Berufsabschluss nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 
einen Hochschulabschluss auf Bachelor- oder vergleichbarem Ni-
veau mit pflegepädagogischer Qualifikation, aber noch nicht über 
einen Masterabschluss verfügen, als Nachwuchslehrkräfte im Be-
reich des praktischen Unterrichts eingesetzt werden, insbesondere 
für die
1. Durchführung von fachpraktischem Unterricht,
2. Lernbegleitung und -beratung,
3. Assistenz im Tandem- und Teilungsunterricht mit dem Schwer-

punkt der Sprachförderung und Lernbegleitung und
4. Praxisbegleitung.
Die Genehmigung der zuständigen Behörde ist zu befristen und mit 
geeigneten Auflagen zur Sicherung der Ausbildungsqualität und 
zum Erwerb des Masterabschlusses zu verbinden. Vollzeitbeschäf-
tigte Nachwuchslehrkräfte dürfen durchschnittlich nicht mehr als  
18 Unterrichtsstunden in der Woche unterrichten. Für Teilzeitnach-
wuchslehrkräfte reduziert sich die Unterrichtsverpflichtung entspre-
chend ihrem Teilzeitumfang. Jede Nachwuchslehrkraft ist durch 
eine hauptberufliche Lehrkraft zu betreuen. Insgesamt darf höchs-
tens eine Nachwuchslehrkraft auf zwei vollzeitäquivalente vollum-
fänglich qualifizierte Lehrkräfte kommen.

(4) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 kann auch ein 
Hochschulabschluss auf Bachelor- oder vergleichbarem Niveau mit 
pflegepädagogischer Qualifikation nachgewiesen werden, sofern die 
Hälfte, mindestens aber zwei, aller hauptberuflichen Lehrkräfte einer 
Pflegeschule für die Ausbildung nach dem Pflegefachassistenzge-
setz über einen Masterabschluss verfügen. Lehrkräfte nach Satz 1 
dürfen eingesetzt werden zur
1. Durchführung von fachpraktischem Unterricht,
2. Lernbegleitung und -beratung,
3. Assistenz im Tandem- und Teilungsunterricht insbesondere mit 

dem Schwerpunkt der Sprachförderung und Lernbegleitung und
4. Praxisbegleitung.
Der Einsatz nach Satz 2 ist im schulinternen Curriculum zu hinter-
legen und der zuständigen Behörde vorzulegen.

(5) Die Lehrkräfte müssen sich jährlich mindestens 16 Stunden in 
ihrem Beruf als Lehrkraft, insbesondere im Bereich der digitalen 
Kompetenz und der Sprachbildung, fortbilden. Die Fortbildungs-
nachweise sind von der Pflegeschule zu führen und auf Verlangen 
der zuständigen Behörde vorzulegen.

(6) Die Übergangsregelungen des § 65 Absatz 4 Nummer 2 bis 4 
des Pflegeberufegesetzes bleiben für Lehrkräfte von Pflegeschulen 
nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 unberührt und sind für Lehrkräfte von 
Pflegeschulen nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 entsprechend anzuwen-
den. Gleiches gilt für eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung ge-
genüber einer Lehrkraft erteilten Auflage.
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fügt; als Mindestgröße für die Räume zur Durchführung des 
theoretischen Unterrichts gelten zweieinhalb Quadratmeter pro 
Auszubildendenarbeitsplatz mit einer Raumhöhe von mindes-
tens zweieinhalb Metern und des praktischen Unterrichts mit 
einer für die Erfordernisse der jeweiligen Berufsausbildung an-
gemessenen Quadratmeterzahl mit einer Raumhöhe von min-
destens zweieinhalb Metern,

2. für die Schulleitung ein Büroraum und für die Lehrkräfte Büro-
räume oder ein Lehrerzimmer mit einer ausreichenden Anzahl 
von Arbeitsplätzen zur Verfügung stehen und

3. weitere erforderliche Räume, insbesondere ein Sekretariat, Auf-
enthaltsräume für die Auszubildenden und Sanitärräume vor-
handen sind; die Anforderungen an die Sanitärräume richten 
sich nach den Technischen Regeln für Arbeitsstätten ASR A4.1 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. August 2013 
(GMBl. S. 919), die zuletzt durch Bekanntmachung vom  
1. März 2022 (GMBl. S. 212) geändert worden sind, in der je-
weils geltenden Fassung, wobei als Zahl der Beschäftigten die 
Zahl der durchschnittlich an der Pflegeschule zu unterrichtenden 
Personen zu berücksichtigen ist.

Eine Pflegeschule soll nur an einem Standort betrieben werden. Die 
für Pflege zuständige Senatsverwaltung evaluiert bis zum 31. De-
zember 2026 die in Satz 1 festgelegte räumliche Mindestausstat-
tung.

(2) Unterschreitungen der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 festgeleg-
ten Quadratmeterzahl sind für einen Zeitraum von höchstens zwölf 
Monaten nach Eintritt der Überschreitung zulässig, wenn sie nicht 
mehr als zehn Prozent beträgt. Die Unterschreitung ist der zuständi-
gen Behörde unverzüglich mitzuteilen.

(3) Sind einzelne Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht oder nicht 
in vollem Umfang erfüllt oder dauert die Unterschreitung gemäß 
Absatz 2 länger als zwölf Monate, kann die zuständige Behörde auf 
Antrag in begründeten Einzelfällen, in denen es ein besonderes öf-
fentliches Interesse an der Deckung eines bestehenden Bedarfs an 
Ausbildungen nach § 1 erfordert, Ausnahmen zulassen. Die zustän-
dige Behörde kann zur Herstellung der Voraussetzungen nach Ab-
satz 1 Auflagen erteilen und Befristungen festsetzen. Durch die Ge-
währung von Ausnahmen darf die Qualität der Ausbildung nicht 
gefährdet werden.

(4) Die Pflegeschulen verfügen über die erforderliche allgemeine 
sächliche Mindestausstattung, wenn
1. die Unterrichtsräume für den theoretischen Unterricht eine 

Grundausstattung aufweisen, bestehend aus der notwendigen 
Anzahl von Tischen und Stühlen für Lehrkräfte sowie die Aus-
zubildenden, die jeweils den ergonomischen Anforderungen ge-
nügen,

2. sie über eine für den Unterricht notwendige zeitgemäße mediale 
Ausstattung verfügen, die für den jeweiligen Zweck geeignet ist,

3. die notwendige zeitgemäße sächliche Ausstattung für die Räu-
me des praktischen Unterrichts vorhanden ist und

4. alle weiteren geforderten Räume sachgerecht ausgestattet sind.

§ 7 
Ausbildungs- und Schulunterlagen

(1) Die Pflegeschulen sind verpflichtet, ein schulinternes Curricu-
lum zu erstellen. Das schulinterne Curriculum gilt als Lehrplan ge-
mäß § 2 Absatz 1 Satz 2 des Pflegeschulanerkennungsgesetzes. So-
fern Anpassungen des schulinternen Curriculums vorgenommen 
werden, hat es die Pflegeschule vor Beginn eines Ausbildungsganges 
der zuständigen Behörde vorzulegen. Der Unterricht ist auf der 
Grundlage des schulinternen Curriculums durchzuführen.

(2) Der einheitliche Rahmenlehrplan für Berlin ist bei der Ent-
wicklung des schulinternen Curriculums maßgeblich zu berücksich-
tigen. Soweit kein einheitlicher Rahmenlehrplan vorliegt, haben 
Pflegeschulen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 die Empfehlungen der 
Rahmenpläne nach § 53 Absatz 1 und 2 des Pflegeberufegesetzes 
maßgeblich zu berücksichtigen.

(3) Zum Nachweis der Abfolge der Ausbildungsveranstaltungen 
und der Umsetzung der rechtlichen Vorgaben hinsichtlich der je-
weils festgelegten Stundenvorgaben ist für jeden Ausbildungsbeginn 
eine Ablaufplanung zu erstellen, die der zuständigen Behörde auf 
Verlangen vorzulegen ist.

(4) Die gesamte Ausbildung, insbesondere der theoretische und 
der praktische Unterricht, sind angemessen zu dokumentieren.

(5) Zum Nachweis der Zusammenarbeit mit den an der prakti-
schen Ausbildung beteiligten Einrichtungen und der Koordination 
des Unterrichts mit der praktischen Ausbildung legt die Pflegeschule 
auf Verlangen der zuständigen Behörde die Kooperationsverträge 
mit den Trägern der praktischen Ausbildung und ein Muster des 
Ausbildungsnachweises vor.

(6) Für die Aufbewahrung von Akten und die Speicherung von 
Dateien in der Pflegeschule gelten als Fristen für
1. Prüfungsunterlagen, soweit nicht durch die jeweiligen Ausbil-

dungs- und Prüfungsverordnungen gesondert geregelt, zehn Jah-
re nach Beendigung der Ausbildung,

2. Akten und Dateien der Auszubildenden, Klassen- und Noten-
bücher oder -dateien sowie Leistungsüberprüfungen drei Jahre 
nach Beendigung des betreffenden Ausbildungsjahrgangs durch 
die letzte Auszubildende oder den letzten Auszubildenden,

3. Listen mit Namen und Geburtsdaten der Auszubildenden sowie 
deren Ausbildungsbeginn und -ende ohne weitere Angaben zu 
personenbezogenen Daten 50 Jahre.

(7) Sofern die Pflegeschule schließt oder die staatliche Anerken-
nung zurückgenommen oder widerrufen wird, hat der Träger der 
Pflegeschule die gesicherte Aufbewahrung der Akten und Speiche-
rung von Dateien unter Einhaltung der in Absatz 6 benannten Fristen 
zu gewährleisten und die zuständige Behörde über die Aufbewah-
rung zu informieren.

§ 8 
Zuständige Behörde

Zuständige Behörde für die Durchführung dieser Verordnung ist 
das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin.

§ 9 
Staatliche Anerkennung der Pflegeschule nach dem  

Berliner Krankenpflegehilfegesetz
Auf Pflegeschulen, die im Bereich der Gesundheits- und Kran-

kenpflegehilfe ausbilden, sind bis zum 31. März 2025 die Vorschrif-
ten der Verordnung zur Durchführung des Gesundheitsschulaner-
kennungsgesetzes vom 8. Dezember 2011 (GVBl. S. 828), die durch 
Verordnung vom 10. August 2016 (GVBl. S. 508) geändert worden 
ist, in der bis zum 30. Januar 2020 geltenden Fassung anzuwenden.

§ 10 
Bestandsschutz

(1) Die Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 gelten für Pflegeschulen 
nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 als erfüllt, wenn als Schulleitung Per-
sonen eingesetzt werden, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Verordnung
1. eine staatlich anerkannte Pflegeschule nach § 1 Absatz 2 Num-

mer 2 rechtmäßig geleitet haben oder
2. über die Qualifikation zur Leitung an einer staatlich anerkannten 

Pflegeschule nach § 1 Absatz 2 Nummer 2 verfügen.
(2) Die Voraussetzungen des § 3 Absatz 1 gelten für Pflegeschulen 

nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 als erfüllt, wenn als Lehrkräfte Perso-
nen eingesetzt werden, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Verordnung
1. als Lehrkräfte an einer staatlichen Pflegeschule nach § 1 Ab-

satz 2 Nummer 2 rechtmäßig unterrichtet haben oder
2. über die Qualifikation zur Tätigkeit als Lehrkraft an einer staat-

lich anerkannten Pflegeschule nach § 1 Absatz 2 Nummer 2 ver-
fügen.
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(2) In den Bereichen der pädiatrischen Versorgung sind Einrich-
tungen zur Durchführung von Teilen der praktischen Ausbildung im 
Sinne von § 7 Absatz 2 und 5 des Pflegeberufegesetzes geeignet, 
wenn sie Ausbildungsinhalte und Kompetenzen nach der Anlage 2 
der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung vom  
2. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1572), die zuletzt durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung vermitteln. Geeignet sind neben 
den Einrichtungen der pädiatrischen Krankenhausabteilungen und 
-stationen, insbesondere die folgenden Einrichtungen und Dienste 
im Bereich der Kuration, Prävention, Palliation und Gesundheits-
förderung von Kindern und Jugendlichen:
1. weitere Krankenhausabteilungen und -stationen,
2. Geburtshilfeeinrichtungen und Wochenstationen,
3. pädiatrische Facharztpraxen,
4. ambulante Krankenpflegedienste, die in der Kinderkrankenpfle-

ge tätig sind und deren tatsächlicher Pflege- und Betreuungsbe-
darf sowie deren Anzahl der zu versorgenden Kinder und Ju-
gendlichen ausreicht, so dass die Auszubildende oder der 
Auszubildende während ihres oder seines Einsatzes vollzeitum-
fänglich in diesem Bereich eingesetzt werden kann,

5. ambulante und stationäre Pflegeeinrichtungen für beatmungs-
pflichtige Kinder und Jugendliche,

6. ambulante und stationäre Einrichtungen der Eingliederungs- 
und Behindertenhilfe für Kinder und Jugendliche mit Pflegebe-
darf,

7. ambulante und stationäre Rehabilitationseinrichtungen für Kin-
der und Jugendliche,

8. Einrichtungen für pflegebedürftige Kinder und Jugendliche,
9. in Schulen, soweit an diesen eine Schulgesundheitsfachkraft tä-

tig ist und die oder der Auszubildende ausschließlich im Aufga-
benbereich der Schulgesundheitsfachkraft tätig ist,

10. Sozialpädiatrische Zentren,
11. Kinderhospize,
12. Kinder- und Jugendpsychiatrien sowie
13. Förder- und Inklusionsschulen,
sofern sie die in Satz 1 genannten Voraussetzungen erfüllen.

(3) In den Bereichen der allgemein-, geronto-, kinder- oder ju-
gendpsychiatrischen Versorgung sind Einrichtungen zur Durchfüh-
rung von Teilen der praktischen Ausbildung im Sinne von § 7 Ab-
satz 2 und 5 des Pflegeberufegesetzes geeignet, wenn sie Ausbil-
dungsinhalte und Kompetenzen nach der Anlage 2, 3 oder 4 der 
Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung vermitteln. 
Geeignet sind insbesondere folgende Einrichtungen:
1. psychiatrische Kliniken,
2. gerontopsychiatrische Einrichtungen,
3. Kinder- und Jugendpsychiatrien,
4. forensische Jugendpsychiatrien,
5. forensische Kliniken,
6. stationäre Einrichtungen für psychisch Kranke oder Suchtkranke,
7. Werkstätten für psychisch erkrankte Menschen,
8. gemeinschaftliche Wohnformen für psychisch erkrankte Men-

schen oder Suchtkranke,
9. psychiatrische Institutsambulanzen,

10. psychiatrische Krisendienste,
11. psychiatrische häusliche Krankenpflege,
12. stationsäquivalente psychiatrische Behandlungsteams sowie
13. Kontakt- und Beratungsstellen,
sofern sie die in Satz 1 genannten Voraussetzungen erfüllen.

(4) Sofern in den Einrichtungen nach Absatz 2 und 3 keine Pflege-
fachpersonen beschäftigt sind, wird die Praxisanleitung in der Regel 
durch Fachkräfte des jeweiligen Einsatzbereichs wahrgenommen, 

§ 11 
Verarbeitung personenbezogener Daten

Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die für die 
Durchführung dieser Verordnung zuständigen öffentlichen Stellen 
einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten im 
Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt-
linie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, 
S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35) in der jeweils geltenden Fassung ist 
unbeschadet sonstiger Bestimmungen zulässig, wenn sie zur Erfül-
lung der sich aus dieser Verordnung ergebenden Aufgaben erforder-
lich ist. Für die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezo-
gener Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 gilt § 14 Absatz 3 des Berliner Datenschutzgesetzes vom 
13. Juni 2018 (GVBl. S. 418), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1121) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung.

Artikel 2 
Berliner Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung 

(BlnPflAPrV)

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt das Nähere zur praktischen Ausbildung, 
zur Notengebung und zur Prüfung für die Ausbildungen nach dem 
Pflegeberufegesetz vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581), das zuletzt 
durch Artikel 9a des Gesetzes vom 11. Juli 2021 (BGBl. I S. 2754) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

§ 2 
Praktische Ausbildung

(1) Einrichtungen der praktischen Ausbildung sind geeignet, 
wenn
1. sie sicherstellen, dass während der Durchführung der struktu-

rierten Praxisanleitung eine Praxisanleiterin oder ein Praxisan-
leiter in der Regel höchstens zwei Auszubildende zeitgleich an-
leitet,

2. der Pflege- und Betreuungsbedarf und die Anzahl der zu ver-
sorgenden Personen geeignet und ausreichend sind, damit die 
oder der Auszubildende die im Ausbildungsplan nach § 6 Ab-
satz 3 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes sowie die von den ko-
operierenden Pflegeschulen curricular festgelegten Praxisauf-
gaben durchführen kann und die oder der Auszubildende über-
wiegend pflegerische Tätigkeiten wahrnimmt und

3. die Anzahl der Pflegefachpersonen und die der Auszubildenden 
in einem angemessenen Verhältnis stehen. Ein angemessenes 
Verhältnis besteht
1. in Pflegeeinrichtungen und Krankenhäusern, wenn über den 

Dienstplan sichergestellt ist, dass zeitgleich mit der oder 
dem Auszubildenden eine Pflegefachperson oder eine Pra-
xisanleiterin oder ein Praxisanleiter als Ansprechperson 
schnell erreichbar vor Ort zur Verfügung steht,

2. in der häuslichen Pflege, wenn die oder der Auszubildende 
in den beiden ersten Ausbildungsdritteln stets begleitet 
wird. Die Begleitung hat in der Regel durch eine Pflege-
fachperson zu erfolgen. Im Umfang von 20 Prozent der 
praktischen Einsatzzeit der jeweiligen Ausbildungsstation 
kann die oder der Auszubildende durch eine mindestens 
dreijährig erfahrene Pflegefachassistenz- oder Pflegehilfs-
kraft begleitet werden, sofern sichergestellt ist, dass eine 
Pflegefachperson für Rückfragen zur Verfügung steht. Im 
letzten Ausbildungsdrittel kann die oder der Auszubilden-
de in Einzelfällen selbstständig Aufgaben ohne Begleitung 
wahrnehmen, sofern sichergestellt ist, dass eine Pflegefach-
person für Rückfragen zur Verfügung steht.



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      78. Jahrgang      Nr. 37     16. Juli 2022 461

die über eine Ausbildungsberechtigung für den eigenen Beruf ver-
fügen.

§ 3 
Qualifikations- und Fortbildungsnachweise der 

Praxisanleiterinnen und Praxisanleiter
(1) Einrichtungen nach § 7 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes, in 

denen die praktische Ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz 
durchgeführt wird, müssen die in § 4 Absatz 3 Satz 1 der Pflegebe-
rufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung festgelegten Qualifika-
tionsanforderungen für Praxisanleiterinnen und Praxisanleiter si-
cherstellen, intern dokumentieren und auf Verlangen der zuständigen 
Behörde nachweisen.

(2) Schulleitungen dürfen der zuständigen Behörde nur praxisan-
leitende Personen als Mitglied des Prüfungsausschusses nach § 10 
Absatz 1 Nummer 4 der Pflegeberufe- Ausbildungs- und -Prüfungs-
verordnung vorschlagen, die nach § 4 Absatz 3 der Pflegeberufe-
Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung als Praxisanleiterin oder 
Praxisanleiter befähigt sind.

§ 4 
Notenbildung und Leistungsbewertung

(1) Für die Jahreszeugnisse gilt die Notenregelung des § 17 der 
Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung.

(2) Für die Benotung gilt folgender Bewertungsschlüssel:

Note Prozentsatz der erreichten Punkte
sehr gut (1) mindestens 92 Prozent
gut (2) mindestens 81, aber weniger als 92 Prozent
befriedigend (3) mindestens 67, aber weniger als 81 Prozent
ausreichend (4) mindestens 50, aber weniger als 67 Prozent
mangelhaft (5) mindestens 30, aber weniger als 50 Prozent
ungenügend (6) weniger als 30 Prozent

§ 5 
Schriftlicher Teil der staatlichen Prüfung

Die Pflegeschulen unterbreiten der zuständigen Behörde jeweils 
zwei Prüfungsvorschläge für die Aufgaben des schriftlichen Teils 
der Prüfung, gesondert, soweit von der Pflegeschule angeboten, für 
jede Abschlussprüfung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefach-
mann, zur Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder zum Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpfleger sowie zur Altenpflegerin oder 
zum Altenpfleger, aus denen von der zuständigen Behörde die Auf-
gaben der Aufsichtsarbeiten ausgewählt werden. Bei der Erstellung 
der Vorschläge sind die von der zuständigen Behörde veröffentlich-
ten einheitlichen Standards für die Abschlussprüfungen zu berück-
sichtigen. Die für Pflege zuständige Senatsverwaltung evaluiert bis 
zum 31. Dezember 2026 das Verfahren nach Satz 1.

§ 6 
Verarbeitung personenbezogener Daten

Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die für die 
Durchführung dieser Verordnung zuständigen öffentlichen Stellen 
einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten im 
Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt-
linie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, 
S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35) in der jeweils geltenden Fassung ist 

unbeschadet sonstiger Bestimmungen zulässig, wenn sie zur Erfül-
lung der sich aus dieser Verordnung ergebenden Aufgaben erforder-
lich ist. Für die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezo-
gener Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 gilt § 14 Absatz 3 des Berliner Datenschutzgesetzes vom 
13. Juni 2018 (GVBl. S. 418), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1121) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung.

§ 7 
Zuständige Behörde

Zuständige Behörde für die Durchführung dieser Verordnung ist 
das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin.

Artikel 3 
Berliner Ausbildungs- und Prüfungsverordnung  

für die Ausbildung zur Pflegefachassistentin  
oder zum Pflegefachassistenten 

(Berliner Pflegefachassistenz-Ausbildungs- und - 
Prüfungsverordnung – BlnPflFAAPrV)1

Inhaltsübersicht

Teil 1 
Ausbildung zur Pflegefachassistentin oder  

zum Pflegefachassistenten

Abschnitt 1 
Ausbildung und Leistungsbewertung

§ 1 Inhalt und Gliederung der Ausbildung
§ 2 Theoretischer und praktischer Unterricht
§ 3 Praktische Ausbildung
§ 4 Praxisanleitung
§ 5 Praxisbegleitung
§ 6  Zeugnisse, Leistungseinschätzungen und Bewertungs-

schlüssel
§ 7 Kooperationsverträge

Abschnitt 2 
Anrechenbarkeit einschlägiger Vorbildung

§ 8  Anrechenbarkeit einschlägiger Vorbildung auf die Dauer 
der Ausbildung

§ 9 Kompetenzfeststellungsverfahren

Abschnitt 3 
Bestimmungen für die staatliche Prüfung

§ 10 Staatliche Prüfung
§ 11 Prüfungsausschuss
§ 12 Zulassung zur Prüfung
§ 13 Nachteilsausgleich
§ 14 Vornoten
§ 15 Schriftlicher Teil der Prüfung
§ 16 Mündlicher Teil der Prüfung
§ 17 Praktischer Teil der Prüfung
§ 18 Benotung
§ 19 Niederschrift
§ 20  Bestehen und Wiederholung der staatlichen Prüfung; 

Abschlusszeugnis

1 Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115), die zuletzt durch den 
Delegierten Beschluss (EU) 2021/2183 (ABl. L 444 vom 10.12.2021, S. 16) geändert worden ist.
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Anlage 10 (zu § 29 Absatz 5 Satz 2)
Bescheinigung über die staatliche Eignungsprüfung

Teil 1 
Ausbildung zur Pflegefachassistentin oder  

zum Pflegefachassistenten

Abschnitt 1 
Ausbildung und Leistungsbewertung

§ 1 
Inhalt und Gliederung der Ausbildung

(1) Die Ausbildung zur Pflegefachassistentin und zum Pflegefach-
assistenten befähigt die Auszubildenden in Erfüllung des Ausbil-
dungsziels nach § 6 des Pflegefachassistenzgesetzes vom 14. Sep-
tember 2021 (GVBl. S. 1020) in der jeweils geltenden Fassung an 
der Pflege, Versorgung und Betreuung pflegebedürftiger Menschen 
in akut und dauerhaft stationären sowie ambulanten Einrichtungen 
mitzuwirken. Die hierfür erforderlichen Kompetenzen sind in An-
lage 1 konkretisiert.

(2) Die Ausbildung umfasst mindestens
1. den in Anlage 2 aufgeführten theoretischen und praktischen 

Unterricht von 1.000 Unterrichtsstunden und
2. die in Anlage 3 aufgeführte praktische Ausbildung von 1.200 

Stunden.
(3) Die Ausbildung wird im Wechsel von Abschnitten des theore-

tischen und praktischen Unterrichts und der praktischen Ausbildung 
durchgeführt. Der Unterricht und die praktische Ausbildung sind auf 
der Grundlage von Kooperationsverträgen nach § 7 aufeinander ab-
zustimmen.

(4) Fehlzeiten können nach § 8 Absatz 1 und 2 des Pflegefachas-
sistenzgesetzes angerechnet werden, soweit diese einen Umfang von 
25 Prozent der Stunden eines Einsatzes nach Anlage 3 nicht über-
schreiten. Urlaub ist in der unterrichtsfreien Zeit zu gewähren. Die 
Erreichung des Ausbildungsziels eines Einsatzes nach § 7 Absatz 5 
des Pflegefachassistenzgesetzes darf durch die Anrechnung von 
Fehlzeiten nicht gefährdet werden.

(5) Bei Ausbildungen in Teilzeitform nach § 7 Absatz 1 des Pfle-
gefachassistenzgesetzes ist sicherzustellen, dass die Mindeststun-
denzahl nach Absatz 2 erreicht wird. Absatz 4 gilt entsprechend.

(6) Unter unmittelbarer Aufsicht einer Pflegefachperson können 
im letzten Ausbildungsdrittel höchstens 40 Stunden der praktischen 
Ausbildung als Nachtdienst abgeleistet werden.

§ 2 
Theoretischer und praktischer Unterricht

(1) Im theoretischen und praktischen Unterricht muss den Auszu-
bildenden hinreichende Möglichkeit gegeben werden, das Ausbil-
dungsziel nach § 6 des Pflegefachassistenzgesetzes zu erreichen, um 
die beruflichen Aufgaben zielorientiert, sachgerecht, methodenge-
leitet und selbstständig zu lösen. Die Befähigung der Auszubilden-
den stützt sich auf fachliches Wissen und Können sowie auf den 
allgemein anerkannten Stand pflegewissenschaftlicher, medizini-
scher und weiterer bezugswissenschaftlicher Erkenntnisse. Während 
des Unterrichts ist die Entwicklung der zur Ausübung des Pflege-
fachassistenzberufs erforderlichen personalen Kompetenz ein-
schließlich der Sozialkompetenz und der Selbstständigkeit zu för-
dern.

(2) Im Unterricht ist sicherzustellen, dass die verschiedenen Ver-
sorgungsbereiche und Altersstufen angemessen berücksichtigt wer-
den.

§ 3 
Praktische Ausbildung

(1) In der praktischen Ausbildung sind die Kompetenzen zu ver-
mitteln, die zur Erreichung des Ausbildungsziels nach § 6 des 
Pflegefachassistenzgesetzes erforderlich sind. Die Auszubildenden 

§ 21 Rücktritt von der Prüfung
§ 22 Versäumnisfolgen
§ 23 Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche
§ 24 Prüfungsunterlagen

Teil 2 
Sonstige Vorschriften

Abschnitt 1 
Erlaubniserteilung

§ 25 Erlaubnisurkunde

Abschnitt 2 
Anerkennung von ausländischen Berufsabschlüssen,  

erforderliche Anpassungsmaßnahmen und  
Erbringung von Dienstleistungen

§ 26 Allgemeines Verfahren, Bescheide, Fristen
§ 27  Inhalt und Durchführung des Anpassungslehrgangs nach 

§ 37 des Pflegefachassistenzgesetzes
§ 28  Inhalt und Durchführung der Kenntnisprüfung nach § 36 

des Pflegefachassistenzgesetzes
§ 29  Inhalt und Durchführung der Eignungsprüfung nach § 35 

des Pflegefachassistenzgesetzes
§ 30  Nachweis der Zuverlässigkeit und der gesundheitlichen 

Eignung durch Inhaberinnen und Inhaber von Ausbil-
dungsnachweisen aus einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum

§ 31  Verfahren bei Erbringung von Dienstleistungen durch 
Inhaberinnen und Inhaber von Ausbildungsnachweisen 
aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum

Teil 3 
Datenverarbeitung; Zuständigkeit; Übergangsvorschriften

§ 32 Verarbeitung personenbezogener Daten
§ 33 Zuständige Behörde
§ 34 Übergangsvorschriften
§ 35  Sicherung der Ausbildung und Prüfung während einer 

epidemischen Lage von nationaler Tragweite, einer 
Großschadenslage oder einer Katastrophe

Anlage 1 (zu § 1 Absatz 1 Satz 2, § 10 Absatz 1 Satz 2, § 15 
Absatz 1 Satz 1, § 16 Absatz 1 Satz 1, § 28 Absatz 1 Satz 4, § 29 
Absatz 2 Satz 5)
Kompetenzen für die staatlichen Prüfungen
Anlage 2 (zu § 1 Absatz 2 Nummer 1)
Stundenverteilung im Rahmen des theoretischen und praktischen 
Unterrichts
Anlage 3 (zu § 1 Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 4 Satz 1, § 3 
Absatz 2 Satz 1, § 5 Satz 4)
Stundenverteilung im Rahmen der praktischen Ausbildung
Anlage 4 (zu § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3)
Bescheinigung über die Teilnahme an der Ausbildung
Anlage 5 (zu § 12 Absatz 2 Satz 2)
Bescheinigung über die Teilnahme an der Ausbildung bei Exter-
nenprüfung
Anlage 6 (zu § 20 Absatz 2 Satz 1)
Zeugnis über die staatliche Prüfung in der Pflegefachassistenz
Anlage 7 (zu § 25)
Urkunde über die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung
Anlage 8 (zu § 27 Absatz 3 Satz 2)
Bescheinigung über die Teilnahme am Anpassungslehrgang
Anlage 9 (zu § 28 Absatz 9)
Bescheinigung über die staatliche Kenntnisprüfung
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werden befähigt, die im Unterricht und in der praktischen Ausbil-
dung erworbenen Kompetenzen aufeinander zu beziehen, mitein-
ander zu verbinden und weiterzuentwickeln.

(2) Die zeitliche Ausgestaltung der praktischen Ausbildung richtet 
sich nach Anlage 3. Die genaue zeitliche Reihenfolge ist im Ausbil-
dungsplan nach § 9 Absatz 3 Nummer 2 des Pflegefachassistenzge-
setzes festzulegen.

(3) Zur Überprüfung, ob die praktische Ausbildung gemäß dem 
Ausbildungsplan durchgeführt wird, entwickelt die Pflegeschule ei-
nen Ausbildungsnachweis, der so zu gestalten ist, dass sich aus ihm 
die Ableistung der praktischen Ausbildungsanteile in Übereinstim-
mung mit dem Ausbildungsplan und eine entsprechende Kompe-
tenzentwicklung feststellen lassen. Dieser schriftliche Ausbildungs-
nachweis ist von den Auszubildenden zu führen. Sofern das Land 
einen Musterausbildungsnachweis zur Verfügung stellt, muss dieser 
genutzt werden.

(4) Einrichtungen der Akut- und Langzeitpflege nach § 7 Absatz 5 
des Pflegefachassistenzgesetzes sind für die praktische Ausbildung 
geeignet, wenn
1. sie sicherstellen, dass während der Durchführung der struktu-

rierten Praxisanleitung nach § 7 Absatz 6 des Pflegefachassis-
tenzgesetzes eine Praxisanleiterin oder einen Praxisanleiter in 
der Regel höchstens zwei Auszubildende zeitgleich anleitet,

2. der Pflege- und Betreuungsbedarf und die Anzahl der zu ver-
sorgenden Personen geeignet und ausreichend sind, damit die 
oder der Auszubildende die im Ausbildungsplan nach § 16 Ab-
satz 2 Nummer 4 des Pflegefachassistenzgesetzes sowie die von 
den kooperierenden Pflegeschulen curricular festgelegten Pra-
xisaufgaben durchführen kann und die oder der Auszubildende 
überwiegend pflegerische Tätigkeiten wahrnimmt und

3. die Anzahl des Pflegepersonals und die der Auszubildenden in 
einem angemessenen Verhältnis stehen. Ein angemessenes Ver-
hältnis besteht
a) in Pflegeeinrichtungen und Krankenhäusern, wenn über den 

Dienstplan sichergestellt ist, dass zeitgleich mit der oder 
dem Auszubildenden eine Pflegefachperson, eine Praxisan-
leiterin oder ein Praxisanleiter, eine Pflegefachassistenzkraft 
oder eine mindestens dreijährig erfahrene Pflegehilfskraft 
als Ansprechperson schnell erreichbar vor Ort zur Verfü-
gung steht;

b) in der häuslichen Pflege, wenn die oder der Auszubildende 
stets begleitet wird. Die Begleitung hat in der Regel durch 
eine Pflegefachassistenzkraft, eine Pflegefachperson oder 
eine mindestens dreijährig erfahrene Pflegehilfskraft zu er-
folgen.

§ 4 
Praxisanleitung

(1) Die Einrichtungen der praktischen Ausbildung stellen die 
Praxisanleitung nach Maßgabe des § 7 Absatz 6 des Pflegefachassis-
tenzgesetzes sicher. Aufgabe der Praxisanleitung ist es, die Auszu-
bildenden schrittweise an die Wahrnehmung der beruflichen Aufga-
ben als Pflegefachassistentin oder als Pflegefachassistent heranzu-
führen, die Auszubildenden zum Führen des Ausbildungsnachweises 
nach § 3 Absatz 3 anzuhalten und die Verbindung mit der Pflege-
schule zu halten. Die Praxisanleitung erfolgt im Umfang von min-
destens 10 Prozent der während eines Einsatzes zu leistenden prak-
tischen Ausbildungszeit, geplant und strukturiert auf der Grundlage 
des vereinbarten Ausbildungsplans.

(2) Für die Praxisanleitung gilt § 4 Absatz 2 und 3 der Pflegeberu-
fe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung vom 2. Oktober 2018 
(BGBl. I S. 1572), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom  
19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, entsprechend. Die in § 4 Absatz 3 Satz 1 der 
Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung festgelegten 
Qualifikationsanforderungen für Praxisanleiterinnen und Praxisan-
leiter sind durch die Einrichtungen gemäß Absatz 1 sicherzustellen, 

intern zu dokumentieren und auf Verlangen der zuständigen Behör-
de nachzuweisen.

(3) Abweichend von Absatz 2 kann bis zu 50 Prozent der Praxis-
anleitung nach Absatz 1 unter der Gesamtverantwortung einer Person 
nach Absatz 2 auch durch andere, für die Vermittlung der Ausbil-
dungsinhalte geeignete Personen mit berufspädagogischer Zusatz-
qualifikation und regelmäßiger, insbesondere berufspädagogischer 
Fortbildung erfolgen. Die berufspädagogische Zusatzqualifikation 
und die regelmäßige berufspädagogische Fortbildung richtet sich 
nach den Vorgaben der für Pflege zuständigen Senatsverwaltung.

(4) Bis zum 31. Dezember 2027 können mindestens dreijährig 
erfahrene Pflegefachpersonen, Pflegefachassistenz- und Pflegehilfs-
kräfte auch ohne berufspädagogische Zusatzqualifikation und regel-
mäßige berufspädagogische Fortbildung als geeignete Personen 
nach Absatz 3 eingesetzt werden.

§ 5 
Praxisbegleitung

Die Pflegeschule stellt durch ihre Lehrkräfte für die Zeit der prakti-
schen Ausbildung die Praxisbegleitung in den Einrichtungen der 
praktischen Ausbildung in angemessenem Umfang sicher. Aufgabe 
der Lehrkräfte ist es, die Auszubildenden insbesondere fachlich zu 
betreuen und zu beurteilen sowie die Praxisanleiterinnen oder die 
Praxisanleiter zu unterstützen. Hierzu ist eine regelmäßige persönli-
che Anwesenheit der Lehrkräfte in den Einrichtungen zu gewährleis-
ten. Im Rahmen der Praxisbegleitung soll für jede Auszubildende 
oder für jeden Auszubildenden daher mindestens ein Besuch einer 
Lehrkraft je Einsatz nach Anlage 3 in der jeweiligen Einrichtung er-
folgen. Die Praxisbegleitung kann abweichend von Satz 3 und 4 bei 
entsprechend sachgerechter technischer Ausstattung unter Beachtung 
der datenschutzrechtlichen Bestimmungen auch digital erfolgen, so-
fern die Aufgaben nach Satz 2 ordnungsgemäß erfüllt werden.

§ 6 
Zeugnisse, Leistungseinschätzungen und Bewertungsschlüssel
(1) Zum Ende des vierten und des 13. Monats erteilt die Pflege-

schule den Auszubildenden ein Zeugnis über die im Unterricht und 
in der praktischen Ausbildung erbrachten Leistungen. Im Falle einer 
Ausbildung nach § 8 Absatz 2 werden die Zeugnisse zum Ende des 
dritten und des achten Monats erteilt. Der Bewertungszeitraum ist 
bei einer Ausbildung in Teilzeitform an den festgelegten Teilzeit-
umfang anzupassen. Für den Unterricht wird eine Gesamtnote ge-
bildet. Für die praktische Ausbildung wird eine separate Note ge-
bildet. In den Zeugnissen sind etwaige Fehlzeiten differenziert nach 
Unterricht und praktischer Ausbildung auszuweisen.

(2) Jede an der Ausbildung beteiligte Einrichtung erstellt eine 
qualifizierte Leistungseinschätzung über den bei ihr durchgeführten 
praktischen Einsatz unter Ausweisung von Fehlzeiten nach § 1 Ab-
satz 4. Die Leistungseinschätzung ist der oder dem Auszubildenden 
bei Beendigung des Einsatzes bekannt zu machen und zu erläutern.

(3) Die Note für die praktische Ausbildung wird im Benehmen 
mit dem Träger der praktischen Ausbildung unter besonderer Be-
rücksichtigung der für die im jeweiligen Bewertungszeitraum nach 
Absatz 1 erstellten qualifizierten Leistungseinschätzungen nach Ab-
satz 2 festgelegt.

(4) Für die Zeugnisse gilt die Notenregelung des § 18.
(5) Für die Benotung gilt folgender Bewertungsschlüssel:

Note Prozentsatz der erreichten Punkte
sehr gut (1) mindestens 92 Prozent
gut (2) mindestens 81, aber weniger als 92 Prozent
befriedigend (3) mindestens 67, aber weniger als 81 Prozent
ausreichend (4) mindestens 50, aber weniger als 67 Prozent
mangelhaft (5) mindestens 30, aber weniger als 50 Prozent
ungenügend (6) weniger als 30 Prozent
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sind die auf § 6 des Pflegefachassistenzgesetzes beruhenden, in An-
lage 1 aufgeführten Kompetenzen.

(2) Im schriftlichen und mündlichen Teil der Prüfung hat die zu 
prüfende Person ihre Fachkompetenz und die zur Ausübung des 
Berufs erforderliche personale Kompetenz einschließlich der Sozial-
kompetenz und der Selbstständigkeit nachzuweisen. Im praktischen 
Teil der Prüfung hat die zu prüfende Person nachzuweisen, dass sie 
über die zur Mitwirkung bei der Pflege von Menschen in stabilen 
Pflegesituationen erforderlichen Kompetenzen verfügt und befähigt 
ist, die Aufgaben in der Pflege gemäß dem Ausbildungsziel des 
Pflegefachassistenzgesetzes auszuführen.

(3) Die zu prüfende Person legt den schriftlichen und den münd-
lichen Teil der Prüfung bei der Pflegeschule ab, an der sie die Aus-
bildung abschließt. Die zuständige Behörde kann aus wichtigem 
Grund Ausnahmen zulassen. In diesem Fall sind die Vorsitzenden 
der beteiligten Prüfungsausschüsse vorher zu hören.

(4) Der praktische Teil der Prüfung wird in der Regel beim Träger 
der praktischen Ausbildung abgelegt.

§ 11 
Prüfungsausschuss

(1) An jeder Pflegeschule wird ein Prüfungsausschuss gebildet, 
der für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung zuständig 
ist. Er besteht aus folgenden Mitgliedern:
1. einer Vertreterin oder einem Vertreter der zuständigen Behörde 

oder einer von der zuständigen Behörde mit der Wahrnehmung 
dieser Aufgabe betrauten geeigneten Person,

2. der Schulleiterin oder dem Schulleiter oder einem für die Pflege-
fachassistenzausbildung zuständigen Mitglied der Schulleitung,

3. mindestens zwei Fachprüferinnen oder Fachprüfern, die haupt-
beruflich an der Pflegeschule unterrichten, und

4. mindestens eine Fachprüferin oder einem Fachprüfer, die oder 
der zum Zeitpunkt der Prüfung als praxisanleitende Personen 
nach § 4 Absatz 1 tätig ist und die Voraussetzungen nach § 4 
Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3 erfüllt und von denen mindestens 
eine Person für die Einrichtung tätig ist, die Träger der prakti-
schen Ausbildung ist.

(2) Die zuständige Behörde bestellt auf Vorschlag der Pflegeschu-
le die Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie deren Stellvertre-
tungen. Für jedes Mitglied ist mindestens eine Stellvertretung zu 
bestimmen. Als Fachprüferinnen oder Fachprüfer sollen die Lehr-
kräfte bestellt werden, die die zu prüfende Person überwiegend 
ausgebildet haben.

(3) Das Mitglied nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 ist die dem 
Prüfungsausschuss vorsitzende Person. Es wird bei der Durchfüh-
rung seiner Aufgaben von der zuständigen Behörde unterstützt. Es 
bestimmt auf Vorschlag der Schulleitung die Fachprüferinnen oder 
Fachprüfer und deren Stellvertretungen für den schriftlichen, den 
mündlichen und den praktischen Teil der Prüfung.

(4) Die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person hat das Recht, 
an den jeweiligen Teilen der staatlichen Prüfung teilzunehmen, ohne 
dass ihr oder ihm ein Fragerecht zusteht. Eine Verpflichtung zur An-
wesenheit während der gesamten Dauer der Prüfung besteht nicht.

(5) Die zuständige Behörde kann Sachverständige sowie Beob-
achterinnen und Beobachter zur Teilnahme an allen Prüfungsvor-
gängen entsenden. Die Teilnahme an einer realen Pflegesituation ist 
nur mit Einwilligung des zu pflegenden Menschen zulässig.

§ 12 
Zulassung zur Prüfung

(1) Die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person entscheidet 
auf Antrag der zu prüfenden Person über die Zulassung zur Prüfung 
und setzt die Prüfungstermine im Benehmen mit der Schulleitung 
fest. Der Prüfungsbeginn der staatlichen Prüfung soll nicht früher 
als drei Monate vor dem Ende der Ausbildung liegen.

(2) Die Zulassung zur Prüfung wird schriftlich oder elektronisch 
erteilt, wenn folgende Nachweise vorliegen:

§ 7 
Kooperationsverträge

(1) Um die erforderliche enge Zusammenarbeit der Pflegeschule, 
des Trägers der praktischen Ausbildung sowie der weiteren an der 
Ausbildung beteiligten Einrichtungen zu gewährleisten, schließen 
die Beteiligten nach § 7 Absatz 4 des Pflegefachassistenzgesetzes in 
den Fällen des § 9 Absatz 2 bis 4 des Pflegefachassistenzgesetzes 
Kooperationsverträge in Schriftform; die Regelungen zur betriebli-
chen Mitbestimmung bleiben unberührt.

(2) Auf der Grundlage dieser Verträge erfolgt zwischen der Pfle-
geschule, insbesondere den für die Praxisbegleitung zuständigen 
Lehrkräften, dem Träger der praktischen Ausbildung sowie den an 
der praktischen Ausbildung beteiligten Einrichtungen und den Pra-
xisanleiterinnen und Praxisanleitern eine regelmäßige Abstimmung.

Abschnitt 2 
Anrechenbarkeit einschlägiger Vorbildung

§ 8 
Anrechenbarkeit einschlägiger Vorbildung  

auf die Dauer der Ausbildung
(1) Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine andere erfolg-

reich abgeschlossene Ausbildung oder erfolgreich abgeschlossene 
Teile einer Ausbildung nach Maßgabe des § 14 des Pflegefachassis-
tenzgesetzes auf die Gesamtdauer der Ausbildung anrechnen.

(2) Die zuständige Behörde kann auf Antrag und unter Vorlage einer 
Kompetenzfeststellung nach § 9 eine abgeschlossene Maßnahme zur 
Qualifizierung für zusätzliche Betreuungskräfte im Sinne der §§ 43b 
und 53b des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversi-
cherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 
1015), das zuletzt durch Artikel 1a des Gesetzes vom 23. März 2022 
(BGBl. I S. 482) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung oder berufsqualifizierende Maßnahmen in der Pflege nach Maß-
gabe des § 14 des Pflegefachassistenzgesetzes und unter Berücksich-
tigung der Anlagen 2 und 3 sechs Monate auf die Gesamtdauer der 
Ausbildung anrechnen.

§ 9 
Kompetenzfeststellungsverfahren

(1) Die Durchführung des Kompetenzfeststellungsverfahrens er-
folgt in einer Pflegeschule.

(2) Folgende Unterlagen müssen bei der Pflegeschule eingereicht 
werden:
1. Ein Nachweis über berufliche Vorerfahrungen in der Pflege mit 

Arbeitszeugnissen, wobei die Berufserfahrung mindestens zwei 
Jahre in Vollzeittätigkeit umfassen muss; bei Teilzeittätigkeit ver-
längert sich die erforderliche Berufserfahrung entsprechend und

2. ein Motivationsschreiben und
3. ein Nachweis über eine abgeschlossene Maßnahme zur Qualifi-

zierung für zusätzliche Betreuungskräfte im Sinne der §§ 43b und 
53b des Elften Buches Sozialgesetzbuch oder über eine berufs-
qualifizierende Maßnahme in der Pflege im Sinne des § 14 Ab-
satz 1 des Pflegefachassistenzgesetzes.

Zudem muss die antragstellende Person an der Pflegeschule einen 
wissensbasierten Zugangstest zu Kompetenzen in der Pflege durch-
führen.

(3) Das von der für Pflege zuständigen Senatsverwaltung vorgege-
bene Verfahren zur Kompetenzfeststellung und der wissensbasierte 
Zugangstest nach Absatz 2 Satz 2 sind anzuwenden.

Abschnitt 3 
Bestimmungen für die staatliche Prüfung

§ 10 
Staatliche Prüfung

(1) Die staatliche Prüfung umfasst jeweils einen schriftlichen, ei-
nen mündlichen und einen praktischen Teil. Gegenstand der Prüfung 
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1. ein Identitätsnachweis der zu prüfenden Person in beglaubigter 
Abschrift,

2. die bis zur Prüfungsanmeldung erteilten Zeugnisse nach § 6 Ab-
satz 1,

3. die Bestätigung der Pflegeschule über die regelmäßige und er-
folgreiche Teilnahme an der Ausbildung mit Ausweisung der 
Fehlzeiten nach dem Muster der Anlage 4 und

4. Bescheide nach § 8 Absatz 1 oder 2, sofern diese erteilt wurden.
Im Fall einer Externenprüfung wird anstelle der Nachweise nach 
Satz 1 Nummer 2 und 3 der Nachweis nach dem Muster der Anla-
ge 5 erbracht.

(3) Die Zulassung zur staatlichen Prüfung kann nur erteilt werden, 
wenn die nach § 8 des Pflegefachassistenzgesetzes in Verbindung 
mit § 1 Absatz 4 dieser Verordnung zulässigen Fehlzeiten nicht über-
schritten worden sind und die für die Vornotenbildung maßgeblichen 
Noten der Zeugnisse gemäß § 6 Absatz 1 jeweils insgesamt mindes-
tens „ausreichend“ betragen.

(4) Die Zulassung zur staatlichen Prüfung sowie die Prüfungster-
mine werden der zu prüfenden Person spätestens zwei Wochen vor 
Prüfungsbeginn schriftlich oder elektronisch mitgeteilt.

(5) Die Absätze 1 und 4 gelten für zu prüfende Personen, die ge-
mäß § 12 des Pflegefachassistenzgesetzes nicht die vorgeschriebene 
berufliche Ausbildung absolviert haben, entsprechend. Zur Durch-
führung der Externenprüfung sind die Prüfungstermine der regulä-
ren staatlichen Prüfung zu nutzen.

§ 13 
Nachteilsausgleich

Die besonderen Belange von zu prüfenden Personen mit Behinde-
rung oder Beeinträchtigung richten sich nach § 12 der Pflegeberufe-
Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung in der jeweils geltenden 
Fassung.

§ 14 
Vornoten

(1) Die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person setzt auf Vor-
schlag der Pflegeschule jeweils eine Vornote für den schriftlichen, 
mündlichen und praktischen Teil der Prüfung fest. Grundlage der 
Festsetzung sind die Zeugnisse nach § 6 Absatz 1. Im Fall einer 
Externenprüfung nach § 12 des Pflegefachassistenzgesetzes wird 
keine Vornote festgesetzt.

(2) Die Vornoten werden bei der Bildung der Noten des schriftli-
chen, des mündlichen und des praktischen Teils der Prüfung jeweils 
mit einem Anteil von 50 Prozent berücksichtigt.

(3) Für die Bildung der Vornoten für den schriftlichen Teil der 
Prüfung und den mündlichen Teil der Prüfung zählen die in dem 
ersten Zeugnis für den Unterricht ausgewiesene Gesamtnote zu ei-
nem Drittel und die in dem zweiten Zeugnis für den Unterricht aus-
gewiesene Gesamtnote zu zwei Dritteln. Für die Bildung der Vor-
note für den praktischen Teil der Prüfung zählen die in dem ersten 
Zeugnis ausgewiesene Note für die praktischen Leistungen zu einem 
Drittel und die in dem zweiten Zeugnis ausgewiesene Note für die 
praktischen Leistungen zu zwei Dritteln. Die Berechnung erfolgt auf 
zwei Stellen nach dem Komma ohne Rundung.

(4) Die Vornoten werden den Auszubildenden spätestens drei 
Werktage vor Beginn des ersten Prüfungsteils mitgeteilt.

§ 15 
Schriftlicher Teil der Prüfung

(1) Der schriftliche Teil als erster Teil der Prüfung erstreckt sich 
auf die Kompetenzbereiche 4 bis 7 der Anlage 1. Er besteht aus einer 
Aufsichtsarbeit, in der schriftlich gestellte fallbezogene Aufgaben 
zu bearbeiten sind und die 120 Minuten dauert. Die Aufsichtsfüh-
renden werden von der Schulleitung bestellt.

(2) Die Aufgaben für die zentrale Aufsichtsarbeit werden von der 
zuständigen Behörde auf Vorschlag der Pflegeschulen ausgewählt. 
Die zuständige Behörde legt landeseinheitliche Prüfungstermine 
fest.

(3) Die Aufsichtsarbeit ist von zwei Fachprüferinnen oder Fach-
prüfern gemäß § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 unabhängig vonein-
ander zu benoten. Aus den Noten der Fachprüferinnen oder Fach-
prüfer bildet die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person das 
arithmetische Mittel. Die Berechnung erfolgt auf zwei Stellen nach 
dem Komma ohne Rundung.

(4) Der schriftliche Teil der Prüfung ist bestanden, wenn die Auf-
sichtsarbeit von beiden Personen nach Absatz 3 mindestens mit 
„ausreichend“ benotet wird.

(5) Sofern der schriftliche Teil der Prüfung bestanden ist, bildet 
die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person aus dem arithmeti-
schen Mittel der Note der Aufsichtsarbeit und der Vornote für den 
schriftlichen Teil der Prüfung nach § 14 Absatz 1 und 2 die Gesamt-
note für den schriftlichen Teil der Prüfung. Die Berechnung erfolgt 
auf zwei Stellen nach dem Komma ohne Rundung. Im Fall einer 
Externenprüfung nach § 12 des Pflegefachassistenzgesetzes erfolgt 
die Berechnung ohne Vornote.

§ 16 
Mündlicher Teil der Prüfung

(1) Der mündliche Teil der Prüfung erstreckt sich auf die Kompe-
tenzbereiche 1 und 3 der Anlage 1. Daraus ergibt sich der Schwer-
punkt des mündlichen Teils der Prüfung in Form einer Auseinander-
setzung mit der eigenen Berufsrolle sowie dem beruflichen Selbst-
verständnis und mit teambezogenen, einrichtungsbezogenen sowie 
gesellschaftlichen Kontextbedingungen sowie deren Einfluss auf 
das pflegerische Handeln.

(2) Die mündliche Prüfung wird in Form einer Präsentationsprü-
fung abgelegt. Die zu prüfenden Personen wählen in Abstimmung 
mit der jeweils fachlich zuständigen Lehrkraft die Thematik für die 
Präsentationsprüfung aus, die von der Schulleitung genehmigt wer-
den muss.

(3) Die Präsentationsprüfung besteht aus einer Präsentation unter 
Einbindung digitaler Medien einer in der Praxis erlebten Pflegesitu-
ation, der Analyse derselben unter Einbezug der im theoretischen 
Unterricht erworbenen Fachkompetenzen sowie einem darauf be-
zogenen, sich anschließenden Prüfungsgespräch. Die zu prüfenden 
Personen werden einzeln geprüft. Die Präsentation soll nicht länger 
als 20 Minuten und die Prüfung insgesamt mindestens 30 und nicht 
länger als 45 Minuten dauern.

(4) Die Prüfung wird von zwei Fachprüferinnen oder Fachprüfern 
gemäß § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 abgenommen und benotet.

(5) Aus den Noten der Fachprüferinnen oder Fachprüfer bildet die 
dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person das arithmetische Mit-
tel. Die Berechnungen erfolgen auf zwei Stellen nach dem Komma 
ohne Rundung.

(6) Der mündliche Teil der Prüfung ist bestanden, wenn die Prü-
fung von beiden Personen nach Absatz 4 jeweils mindestens mit 
„ausreichend“ benotet wird.

(7) Sofern der mündliche Teil der Prüfung bestanden ist, bildet die 
dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person aus dem arithmetischen 
Mittel der Prüfungsnote und der Vornote für den mündlichen Teil der 
Prüfung nach § 14 Absatz 1 und 2 die Gesamtnote für den mündli-
chen Teil der Prüfung. Die Berechnung erfolgt auf zwei Stellen nach 
dem Komma ohne Rundung. Im Fall einer Externenprüfung nach 
§ 12 des Pflegefachassistenzgesetzes erfolgt die Berechnung ohne 
Vornote.
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Erreichter 
Wert

Note Notendefinition

bis
unter 1,50

sehr gut
(1)

eine Leistung, die den Anforderungen in 
besonderem Maß entspricht

1,50 bis
unter 2,50

gut
(2)

eine Leistung, die den Anforderungen 
voll entspricht

2,50 bis
unter 3,50

befriedigend
(3)

eine Leistung, die im Allgemeinen den 
Anforderungen entspricht

3,50 bis
unter 4,50

ausreichend
(4)

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, 
aber im Ganzen den Anforderungen noch 
entspricht

4,50 bis
unter 5,50

mangelhaft
(5)

eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht, jedoch erkennen lässt, 
dass die notwendigen Grundkenntnisse 
vorhanden sind und die Mängel in abseh-
barer Zeit behoben werden können

ab 5,50 ungenügend
(6)

eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht, und selbst die Grund-
kenntnisse so lückenhaft sind, dass die 
Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben 
werden können

§ 19 
Niederschrift

Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der 
Gegenstand, Ablauf und Ergebnisse der Prüfung und etwa vor-
kommende Unregelmäßigkeiten hervorgehen.

§ 20 
Bestehen und Wiederholung der staatlichen Prüfung;  

Abschlusszeugnis
(1) Die staatliche Prüfung ist bestanden, wenn die Gesamtnote des 

schriftlichen Teils der Prüfung nach § 15 Absatz 5, des mündlichen 
Teils nach § 16 Absatz 7 und des praktischen Teils der Prüfung nach 
§ 17 Absatz 7 jeweils mindestens „ausreichend“ ist. Die Gesamtnote 
der staatlichen Prüfung wird aus dem arithmetischen Mittel der Note 
des schriftlichen Teils der Prüfung nach § 15 Absatz 5, des mündli-
chen Teils nach § 16 Absatz 7 und des praktischen Teils der Prüfung 
nach § 17 Absatz 7 gebildet.

(2) Wer die staatliche Prüfung bestanden hat, erhält von der dem 
Prüfungsausschuss vorsitzenden Person ein Abschlusszeugnis nach 
dem Muster der Anlage 6. Wer die staatliche Prüfung nicht bestan-
den hat, erhält von der dem Prüfungsausschuss vorsitzenden Person 
eine schriftliche oder elektronische Mitteilung, in der die Prüfungs-
noten angegeben sind.

(3) Der schriftliche Teil der Prüfung, der mündliche Teil der Prü-
fung und der praktische Teil der Prüfung können einmal wiederholt 
werden, wenn die zu prüfende Person die Note „mangelhaft“ oder 
„ungenügend“ erhalten hat.

(4) Hat die zu prüfende Person den schriftlichen Teil der Prüfung 
oder den praktischen Teil der Prüfung oder alle Teile der Prüfung zu 
wiederholen, so darf sie zur Wiederholungsprüfung nur zugelassen 
werden, wenn sie an einer Lernberatung sowie einer zusätzlichen 
Ausbildung teilgenommen hat. Im Einzelfall kann die dem Prü-
fungsausschuss vorsitzende Person im Benehmen mit den Fachprü-
ferinnen oder Fachprüfern abweichend von Satz 1 über eine zusätz-
liche Ausbildung entscheiden. Dauer und Inhalt der zusätzlichen 
Ausbildung sowie den Umfang der Lernberatung durch eine Fach-
prüferin oder einen Fachprüfer gemäß § 11 Absatz 1 Nummer 3 be-
stimmt die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person. Die zusätz-
liche Ausbildung darf einschließlich der für die Prüfung erforderli-
chen Zeit neun Monate nicht überschreiten; Ausnahmen kann die 
zuständige Behörde in begründeten Fällen zulassen. Die zu prüfende 
Person hat ihrem Antrag auf Zulassung zur Wiederholungsprüfung 
einen Nachweis über die zusätzliche Ausbildung beizufügen.

(8) Die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person kann mit Zu-
stimmung der zu prüfenden Person die Anwesenheit von Zuhörerin-
nen und Zuhörern beim mündlichen Teil der Prüfung gestatten, 
wenn ein berechtigtes Interesse besteht.

§ 17 
Praktischer Teil der Prüfung

(1) Der praktische Teil der Prüfung erstreckt sich auf die Pflege-
situation von maximal zwei Menschen in einer stabilen Pflegesitua-
tion in der Regel in der Einrichtung des Trägers der praktischen 
Ausbildung. Die zu prüfende Person übernimmt alle Aufgaben für 
die Durchführung von Pflegemaßnahmen einschließlich der Betreu-
ung und Begleitung sowie anfallende medizinisch-diagnostische 
und therapeutische Maßnahmen auf der Grundlage der Pflegepla-
nung von Pflegefachpersonen einschließlich der Dokumentation. In 
einem Prüfungsgespräch hat die zu prüfende Person ihr Pflegehan-
deln unter Einbeziehung des zu erstellenden Arbeitsplanes nach 
Absatz 3 zu erläutern und zu begründen sowie die Prüfungssituation 
zu reflektieren. Dabei hat sie nachzuweisen, dass sie in der Lage ist, 
die während der Ausbildung erworbenen Kompetenzen in der beruf-
lichen Praxis anzuwenden sowie befähigt ist, die Aufgaben nach § 6 
des Pflegefachassistenzgesetzes auszuführen.

(2) Die Auswahl der Pflegesituation erfolgt auf Vorschlag der 
Pflegeschule unter Einwilligung der zu pflegenden Person und dem 
für die zu pflegende Person verantwortlichen Fachpersonal durch 
eine Person nach § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4.

(3) Der praktische Teil der Prüfung umfasst bis zu 120 Minuten 
unter Aufsicht für die Vorbereitung eines Arbeitsplanes in Bezug auf 
die vorliegende Pflegeplanung, die am Vortag erfolgen kann. Am 
Prüfungstag ist zusätzlich eine angemessene Zeit unter Aufsicht für 
die Vorbereitung der Pflegesituation sicherzustellen. Die Prüfung in 
der Pflegesituation umfasst 90 Minuten. Die anschließende Reflexi-
on, die Bestandteil der praktischen Prüfung ist, soll die Dauer von 10 
Minuten nicht unterschreiten und 20 Minuten nicht überschreiten. 
Die abzuprüfenden Kompetenzbereiche richten sich nach der jewei-
ligen realen Pflegesituation.

(4) Die Prüfung wird von einer Fachprüferin oder einem Fach-
prüfer gemäß § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und einer Fachprüferin 
oder einem Fachprüfer gemäß § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 ab-
genommen und benotet.

(5) Aus den Noten der Fachprüferinnen oder Fachprüfer bildet die 
dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person das arithmetische Mit-
tel. Die Berechnungen erfolgen auf zwei Stellen nach dem Komma 
ohne Rundung.

(6) Der praktische Teil der Prüfung ist bestanden, wenn die Prü-
fung von beiden Personen nach Absatz 4 jeweils mindestens mit 
„ausreichend“ benotet wird.

(7) Sofern der praktische Teil der Prüfung bestanden ist, bildet die 
dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person aus dem arithmetischen 
Mittel der Prüfungsnote und der Vornote für den praktischen Teil der 
Prüfung nach § 14 Absatz 1 und 2 die Gesamtnote für den prakti-
schen Teil der Prüfung. Die Berechnung erfolgt auf zwei Stellen 
nach dem Komma ohne Rundung. Im Fall einer Externenprüfung 
nach § 12 des Pflegefachassistenzgesetzes erfolgt die Berechnung 
ohne Vornote.

(8) Der praktische Teil der Prüfung kann mit Zustimmung der zu-
ständigen Behörde an der Pflegeschule im Rahmen einer simulierten 
Pflegesituation durchgeführt werden, wenn seine ordnungsgemäße 
Durchführung gewährleistet ist.

§ 18 
Benotung

Für die Vornoten und für die staatliche Prüfung gelten folgende 
Noten:
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§ 21 
Rücktritt von der Prüfung

(1) Tritt eine zu prüfende Person nach ihrer Zulassung von der 
Prüfung oder einem Teil der Prüfung zurück, so hat sie der dem 
Prüfungsausschuss vorsitzenden Person den Grund für ihren Rück-
tritt unverzüglich schriftlich oder elektronisch mitzuteilen.

(2) Genehmigt die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person 
den Rücktritt, so gilt die Prüfung oder der jeweilige Teil der Prüfung 
als nicht begonnen. Die Genehmigung ist nur zu erteilen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. Bei Krankheit ist die Vorlage eines ärztli-
chen Attests zu verlangen.

(3) Genehmigt die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person 
den Rücktritt nicht oder teilt die zu prüfende Person den Grund für 
den Rücktritt nicht unverzüglich mit, so gilt die Prüfung oder der 
betreffende Teil der Prüfung als nicht bestanden. § 20 Absatz 3 und 
4 gilt entsprechend.

§ 22 
Versäumnisfolgen

(1) Versäumt eine zu prüfende Person einen Prüfungstermin, gibt 
sie die Aufsichtsarbeit nicht oder nicht rechtzeitig ab oder unter-
bricht sie die Prüfung oder einen Teil der Prüfung, so gilt die Prüfung 
oder der betreffende Teil der Prüfung als nicht bestanden, wenn 
nicht ein wichtiger Grund vorliegt; § 20 Absatz 3 und 4 gilt ent-
sprechend. Liegt ein wichtiger Grund vor, so gilt die Prüfung oder 
der betreffende Teil der Prüfung als nicht begonnen.

(2) Die Entscheidung darüber, ob ein wichtiger Grund vorliegt, 
trifft die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person. § 21 Absatz 1 
und Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 23 
Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche

Die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person kann bei zu prü-
fenden Personen, die die ordnungsgemäße Durchführung der Prü-
fung in erheblichem Maße gestört oder eine Täuschung versucht 
haben, den betreffenden Teil der Prüfung für nicht bestanden erklä-
ren; § 20 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend. Eine solche Entscheidung 
ist im Falle der Störung der Prüfung nur bis zum Abschluss der ge-
samten Prüfung, im Falle eines Täuschungsversuchs nur innerhalb 
von drei Jahren nach Abschluss der Prüfung zulässig.

§ 24 
Prüfungsunterlagen

Auf Antrag ist der zu prüfenden Person nach Abschluss der Prü-
fung Einsicht in ihre Prüfungsunterlagen zu gewähren. Schriftliche 
Aufsichtsarbeiten und die im Rahmen der Präsentationsprüfung 
eingesetzten Medien sind drei, Anträge auf Zulassung zur Prüfung 
und Prüfungsniederschriften zehn Jahre aufzubewahren.

Teil 2 
Sonstige Vorschriften

Abschnitt 1 
Erlaubniserteilung

§ 25 
Erlaubnisurkunde

Sind die Voraussetzungen nach § 2 des Pflegefachassistenzgeset-
zes für die Erteilung der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeich-
nung nach § 1 des Pflegefachassistenzgesetzes erfüllt, so stellt die 
zuständige Behörde die Erlaubnisurkunde nach dem Muster der 
Anlage 7 aus.

Abschnitt 2 
Anerkennung von ausländischen Berufsabschlüssen,  

erforderliche Anpassungsmaßnahmen und  
Erbringung von Dienstleistungen

§ 26 
Allgemeines Verfahren, Bescheide, Fristen

(1) Eine Person, die außerhalb des Geltungsbereiches des Pflege-
berufegesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581), das zuletzt 
durch Artikel 9a des Gesetzes vom 11. Juli 2021 (BGBl. I S. 2754) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, eine Ausbil-
dung absolviert hat, kann bei der zuständigen Behörde beantragen, 
dass ihr die Erlaubnis erteilt wird, die Berufsbezeichnung „Pflege-
fachassistentin“ oder „Pflegefachassistent“ nach § 1 des Pflegefach-
assistenzgesetzes zu führen.

(2) Die Erlaubnis wird erteilt, wenn die Voraussetzungen nach § 2 
in Verbindung mit § 3 Absatz 2 oder § 26 Absatz 1 des Pflegefach-
assistenzgesetzes vorliegen. Nach Erlaubniserteilung führt die Per-
son die Berufsbezeichnung „Pflegefachassistentin“ oder „Pflege-
fachassistent“.

(3) Die zuständige Behörde hat über Anträge auf Erteilung einer 
Erlaubnis nach Absatz 1 kurzfristig, spätestens vier Monate nach 
Vorlage der vollständigen Unterlagen durch die antragstellende 
Person zu entscheiden.

(4) Stellt die zuständige Behörde hinsichtlich der Gleichwertig-
keit der Berufsqualifikation wesentliche Unterschiede fest, erteilt sie 
der antragstellenden Person einen rechtsmittelfähigen Bescheid. Der 
Bescheid enthält folgende Angaben:
1. das Niveau der in Berlin verlangten Qualifikation und das Ni-

veau der von der antragstellenden Person vorgelegten Qualifika-
tion gemäß der Klassifizierung in Artikel 11 der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifika-
tionen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007, 
S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009, S. 49; L 
305 vom 24.10.2014, S. 115), die zuletzt durch den Delegierten 
Beschluss (EU) 2021/2183 (ABl. L 444 vom 10.12.2021, S. 16) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

2. die Themenbereiche oder Bereiche der praktischen Ausbildung, 
bei denen wesentliche Unterschiede festgestellt wurden,

3. eine inhaltliche Erläuterung der wesentlichen Unterschiede so-
wie eine Begründung, warum diese dazu führen, dass die antrag-
stellende Person nicht in ausreichender Form über die Kompe-
tenzen verfügt, die in Berlin zur Ausübung des Berufs der 
Pflegefachassistentin oder des Pflegefachassistenten notwendig 
sind,

4. eine Begründung, warum die antragstellende Person die wesent-
lichen Unterschiede nicht durch Kompetenzen ausgleichen 
kann, die sie im Sinne des § 31 des Pflegefachassistenzgesetzes 
im Rahmen ihrer nachgewiesenen Berufspraxis oder durch le-
benslanges Lernen erworben hat, und

5. die Angabe, welche Anpassungsmaßnahme für die Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung erforderlich ist.

§ 27 
Inhalt und Durchführung des Anpassungslehrgangs  

nach § 37 des Pflegefachassistenzgesetzes
(1) Ziel des Anpassungslehrgangs nach § 37 des Pflegefachassis-

tenzgesetzes ist es, festzustellen, dass die Teilnehmerin oder der 
Teilnehmer über die Kompetenzen verfügt, die zur Ausübung des 
Berufs der Pflegefachassistentin oder des Pflegefachassistenten er-
forderlich sind. Die zuständige Behörde legt die Dauer und die In-
halte des Anpassungslehrgangs so fest, dass das Ziel des Anpas-
sungslehrgangs erreicht werden kann. Der Anpassungslehrgang darf 
höchstens 18 Monate dauern.

(2) Der Anpassungslehrgang wird entsprechend dem Ziel des An-
passungslehrgangs in Form von theoretischem und praktischem 
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Pflegesituation und 30 Minuten bei zwei Pflegesituationen nicht 
überschreiten. Sie wird von einer Fachprüferin oder einem Fach-
prüfer nach § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und einer Fachprüferin 
oder einem Fachprüfer nach § 11 Absatz Satz 2 Nummer 4 abge-
nommen und bewertet. Während der Prüfung sind den Fachprüferin-
nen und Fachprüfern Nachfragen gestattet, die sich auf das prakti-
sche Handeln beziehen.

(6) Der praktische Teil der Prüfung ist erfolgreich abgeschlossen, 
wenn die Fachprüferinnen und Fachprüfer jede Pflegesituation über-
einstimmend mit „bestanden“ bewerten. Das Bestehen setzt mindes-
tens voraus, dass die Leistung der zu prüfenden Person trotz ihrer 
Mängel noch den Anforderungen genügt.

(7) Die Kenntnisprüfung soll mindestens zweimal jährlich ange-
boten werden und darf im mündlichen Teil sowie in jeder Pflegesitu-
ation des praktischen Teils, die nicht bestanden wurde, einmal wie-
derholt werden.

(8) Die Kenntnisprüfung findet in Form einer staatlichen Prüfung 
vor einer staatlichen Prüfungskommission statt. Zur Durchführung 
der Prüfungen kann die zuständige Behörde die regulären Prüfungs-
termine der staatlichen Prüfung nach § 12 Absatz 1 nutzen; sie hat 
dabei sicherzustellen, dass antragstellende Personen die Prüfung 
innerhalb von sechs Monaten nach der Entscheidung nach § 26 Ab-
satz 4 ablegen können. Soweit in diesem Abschnitt nichts anderes 
bestimmt ist, gelten die §§ 19, 21 bis 24 für die Durchführung der 
Kenntnisprüfung entsprechend.

(9) Über die bestandene Kenntnisprüfung wird eine Bescheini-
gung nach dem Muster der Anlage 9 erteilt.

§ 29 
Inhalt und Durchführung der Eignungsprüfung nach  

§ 35 des Pflegefachassistenzgesetzes
(1) In der Eignungsprüfung nach § 35 des Pflegefachassistenzge-

setzes hat die zu prüfende Person nachzuweisen, dass sie über die 
zum Ausgleich der von der zuständigen Behörde festgestellten we-
sentlichen Unterschiede erforderlichen Kompetenzen verfügt.

(2) Die Eignungsprüfung besteht aus einer praktischen Prüfung, 
die mit einem Prüfungsgespräch verbunden ist. Die zu prüfende 
Person hat in der praktischen Prüfung in mindestens einer Pflegesi-
tuation und höchstens zwei Pflegesituationen nachzuweisen, dass 
sie in der Lage ist, die Aufgaben gemäß § 6 des Pflegefachassistenz-
gesetzes auszuführen. Im Rahmen der pflegerischen Versorgung hat 
eine situationsangemessene Kommunikation mit den zu pflegenden 
Menschen, ihren Bezugspersonen und den beruflich in die Versor-
gung eingebundenen Personen deutlich zu werden. Die zuständige 
Behörde legt einen Einsatzbereich nach § 7 Absatz 5 des Pflegefach-
assistenzgesetzes sowie die Zahl der Pflegesituationen fest. Gemäß 
den festgestellten Unterschieden sind in der praktischen Prüfung die 
entsprechenden Kompetenzen aus den Kompetenzbereichen der An-
lage 1 nachzuweisen.

(3) Die praktische Prüfung soll für die Vorbereitung des jeweili-
gen Arbeitsplanes in Bezug auf die jeweils vorliegende Pflegepla-
nung, die am Vortag unter Aufsicht erfolgen kann, nicht länger als 
120 Minuten bei einer Pflegesituation und nicht länger als 180 Mi-
nuten bei zwei Pflegesituationen dauern. Am Prüfungstag ist zusätz-
lich eine angemessene Zeit für die Vorbereitung der Pflegesituation 
unter Aufsicht sicherzustellen. Die Prüfung soll je Pflegesituation 
nicht länger als 90 Minuten dauern. Das anschließende Prüfungsge-
spräch soll die Dauer von 20 Minuten bei einer Pflegesituation und 
30 Minuten bei zwei Pflegesituationen nicht überschreiten. Sie wird 
von einer Fachprüferin oder einem Fachprüfer nach § 11 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 3 und einer Fachprüferin oder einem Fachprüfer 
nach § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 abgenommen und bewertet. 
Während der Prüfung sind den Fachprüferinnen und Fachprüfern 
Nachfragen gestattet, die sich auf das praktische Handeln beziehen.

(4) Die Eignungsprüfung ist erfolgreich abgeschlossen, wenn die 
Fachprüferinnen und Fachprüfer jede Pflegesituation übereinstim-
mend mit „bestanden“ bewerten. Das Bestehen setzt mindestens 

Unterricht, einer praktischen Ausbildung mit theoretischer Unter-
weisung oder beidem an Einrichtungen nach § 7 Absatz 3 Satz 1 
oder Absatz 5 des Pflegefachassistenzgesetzes oder an von der zu-
ständigen Behörde als vergleichbar anerkannten Einrichtungen 
durchgeführt. An der theoretischen Unterweisung sollen Praxisan-
leiterinnen oder Praxisanleiter, die die Voraussetzungen nach § 11 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 erfüllen, in angemessenem Umfang be-
teiligt werden.

(3) Der Anpassungslehrgang schließt mit einer Prüfung über die 
vermittelten Kompetenzen in Form eines Abschlussgespräches ab. 
Das erfolgreiche Bestehen der Prüfung ist durch eine Bescheinigung 
nach dem Muster der Anlage 8 nachzuweisen.

(4) Das Abschlussgespräch eines Anpassungslehrgangs wird von 
einer Fachprüferin oder einem Fachprüfer gemeinsam mit der Lehr-
kraft oder der Praxisanleiterin oder dem Praxisanleiter nach Ab-
satz 2 Satz 2, die die Teilnehmerin oder den Teilnehmer während des 
Lehrgangs betreut hat, geführt. Ergibt sich in dem Abschlussge-
spräch, dass die Teilnehmerin oder der Teilnehmer den Anpassungs-
lehrgang nicht erfolgreich abgeleistet hat, entscheidet die Fachprü-
ferin oder der Fachprüfer im Benehmen mit der an dem Gespräch 
teilnehmenden Lehrkraft oder der Praxisanleiterin oder dem Praxis-
anleiter über eine angemessene Verlängerung des Anpassungslehr-
gangs. Eine Verlängerung ist nur einmal zulässig. Der Verlängerung 
folgt ein weiteres Abschlussgespräch. Kann auch nach dem Ergeb-
nis dieses Gesprächs die Bescheinigung nach Absatz 3 Satz 2 nicht 
erteilt werden, darf die Teilnehmerin oder der Teilnehmer den An-
passungslehrgang einmal wiederholen.

§ 28 
Inhalt und Durchführung der Kenntnisprüfung nach  

§ 36 des Pflegefachassistenzgesetzes
(1) In der Kenntnisprüfung nach § 36 des Pflegefachassistenzge-

setzes hat die zu prüfende Person nachzuweisen, dass sie über die 
Kompetenzen verfügt, die zur Ausübung des Berufs der Pflegefach-
assistentin oder des Pflegefachassistenten erforderlich sind. Die 
Kenntnisprüfung umfasst einen mündlichen und einen praktischen 
Teil. Sie ist erfolgreich abgeschlossen, wenn die zu prüfende Person 
beide Prüfungsteile bestanden hat. Gegenstand der Kenntnisprüfung 
sind die Kompetenzbereiche der Anlage 1.

(2) Im mündlichen Teil der Prüfung ist eine Aufgabenstellung zu 
bearbeiten, die Anforderungen aus mindestens drei verschiedenen 
Kompetenzbereichen enthält. Die Prüfungsaufgabe erfolgt unter Be-
arbeitung einer Fallsituation aus einem anderen Versorgungskontext 
als dem der praktischen Prüfung.

(3) Der mündliche Teil der Prüfung soll mindestens 45 und nicht 
länger als 60 Minuten dauern. Er wird von zwei Fachprüferinnen 
oder Fachprüfern, von denen eine Person die Voraussetzungen des 
§ 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 erfüllen muss, abgenommen und 
bewertet. Der mündliche Teil der Kenntnisprüfung ist erfolgreich 
abgeschlossen, wenn die Fachprüferinnen und Fachprüfer in einer 
Gesamtbetrachtung die mit der Aufgabenstellung geforderten Kom-
petenzen übereinstimmend mit „bestanden“ bewerten. Das Bestehen 
setzt mindestens voraus, dass die Leistung der zu prüfenden Person 
trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen genügt.

(4) Im praktischen Teil der Kenntnisprüfung hat die zu prüfende 
Person in mindestens einer Pflegesituation und höchstens zwei Pfle-
gesituationen nachzuweisen, dass sie in der Lage ist, die Aufgaben 
gemäß § 6 des Pflegefachassistenzgesetzes auszuführen. Die zustän-
dige Behörde legt einen Einsatzbereich nach § 7 Absatz 5 des Pfle-
gefachassistenzgesetzes sowie die Zahl der Pflegesituationen fest.

(5) Der praktische Teil der Prüfung besteht aus drei Teilen. Die 
Vorbereitung des jeweiligen Arbeitsplanes in Bezug auf die jeweils 
vorliegende Pflegeplanung, die am Vortag unter Aufsicht erfolgen 
kann, soll nicht länger als 120 Minuten bei einer Pflegesituation und 
nicht länger als 180 Minuten bei zwei Pflegesituationen dauern. Am 
Prüfungstag ist zusätzlich eine angemessene Zeit für die Vorberei-
tung der Pflegesituation unter Aufsicht sicherzustellen. Die Prüfung 
soll je Pflegesituation nicht länger als 90 Minuten dauern. Die an-
schließende Reflexion soll die Dauer von 20 Minuten bei einer 
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voraus, dass die Leistung der zu prüfenden Person trotz ihrer Män-
gel noch den Anforderungen genügt.

(5) Die Eignungsprüfung soll mindestens zweimal jährlich ange-
boten werden und darf in jeder Pflegesituation, die nicht bestanden 
wurde, einmal wiederholt werden. Über die bestandene Eignungs-
prüfung wird eine Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 10 
erteilt.

(6) Die Eignungsprüfung findet in Form einer staatlichen Prüfung 
vor einer staatlichen Prüfungskommission statt. Zur Durchführung 
der Prüfungen kann die zuständige Behörde die regulären Prüfungs-
termine der staatlichen Prüfung nach § 12 Absatz 1 nutzen; sie haben 
dabei sicherzustellen, dass antragstellende Personen die Prüfung 
innerhalb von sechs Monaten nach der Entscheidung nach § 26 Ab-
satz 4 ablegen können. Soweit in diesem Abschnitt nichts anderes 
bestimmt ist, gelten die §§ 19, 21 bis 24 für die Durchführung der 
Eignungsprüfung entsprechend.

§ 30 
Nachweis der Zuverlässigkeit und der  

gesundheitlichen Eignung durch Inhaberinnen und Inhaber  
von Ausbildungsnachweisen aus einem anderen Mitgliedstaat  
der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des  

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
(1) Eine Person, die über einen Ausbildungsnachweis aus einem 

anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum verfügt und eine Erlaubnis nach § 1 des Pflegefachassistenz-
gesetzes beantragt, kann zum Nachweis, dass bei ihr die in § 2 
Nummer 2 des Pflegefachassistenzgesetzes genannte Voraussetzung 
vorliegt, eine von der zuständigen Behörde ihres Herkunftsmitglied-
staates ausgestellte entsprechende Bescheinigung oder einen von 
einer solchen Behörde ausgestellten Strafregisterauszug oder, wenn 
ein solcher nicht beigebracht werden kann, einen gleichwertigen 
Nachweis vorlegen. Hat die für die Erteilung der Erlaubnis zustän-
dige Behörde berechtigte Zweifel, kann sie von der zuständigen 
Behörde eines Mitgliedstaates eine Bestätigung verlangen, aus der 
sich ergibt, dass der antragstellenden Person die Ausübung des Be-
rufs, der dem der Pflegefachassistentin oder des Pflegefachassisten-
ten entspricht, nicht auf Grund eines schwerwiegenden standeswid-
rigen Verhaltens oder einer Verurteilung wegen strafbarer Handlun-
gen dauerhaft oder vorübergehend untersagt worden ist.

(2) Hat die für die Erteilung der Erlaubnis zuständige Behörde 
von Tatsachen Kenntnis, die außerhalb des Geltungsbereichs des 
Pflegeberufegesetzes eingetreten sind und im Hinblick auf die Vor-
aussetzungen des § 2 Nummer 2 des Pflegefachassistenzgesetzes 
von Bedeutung sein können, so hat sie die zuständige Stelle des 
Herkunftsmitgliedstaates zu unterrichten und sie zu bitten, diese 
Tatbestände zu überprüfen und ihr das Ergebnis und die Folgerun-
gen, die sie hinsichtlich der von ihr ausgestellten Bescheinigungen 
und Nachweise daraus zieht, mitzuteilen.

(3) Werden von der zuständigen Stelle des Herkunftsmitgliedstaa-
tes die in Absatz 1 Satz 1 genannten Bescheinigungen nicht ausge-
stellt oder die nach Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 2 nachgefragten 
Mitteilungen innerhalb von zwei Monaten nicht gemacht, kann die 
antragstellende Person sie durch Vorlage einer Bescheinigung über 
die Abgabe einer eidesstattlichen Erklärung gegenüber der zuständi-
gen Behörde des Herkunftsmitgliedstaates ersetzen.

(4) Eine antragstellende Person nach Absatz 1 kann zum Nach-
weis, dass bei ihr die in § 2 Nummer 3 des Pflegefachassistenzgeset-
zes genannte Voraussetzung vorliegt, einen entsprechenden Nach-
weis ihres Herkunftsmitgliedstaates vorlegen. Wird im Herkunfts-
mitgliedstaat ein solcher Nachweis nicht verlangt, ist eine von einer 
zuständigen Behörde dieses Staates ausgestellte Bescheinigung an-
zuerkennen, aus der sich ergibt, dass die in § 2 Nummer 3 des Pfle-
gefachassistenzgesetzes genannte Voraussetzung erfüllt ist.

(5) Die für die Erteilung der Erlaubnis zuständige Behörde be-
handelt die in Absatz 1, 2 und 4 genannten Bescheinigungen und 
Mitteilungen vertraulich. Die Bescheinigungen und Mitteilungen 
dürfen von der zuständigen Behörde der Beurteilung nur zugrunde 

gelegt werden, wenn der Zeitpunkt, zu dem sie ausgestellt worden 
sind, höchstens drei Monate zurückliegt.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für Inhaberinnen und 
Inhaber von Drittstaatsdiplomen, für deren Anerkennung sich nach 
dem Recht der Europäischen Union eine Gleichstellung ergibt.

§ 31 
Verfahren bei Erbringung von Dienstleistungen durch  

Inhaberinnen und Inhaber von Ausbildungsnachweisen aus  
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder  

einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den  
Europäischen Wirtschaftsraum

(1) Die zuständige Behörde hat die Person, die beabsichtigt, eine 
Dienstleistung im Sinne des § 38 des Pflegefachassistenzgesetzes zu 
erbringen, und dies erstmalig anzeigt, binnen eines Monats nach 
Eingang der Meldung und der Begleitdokumente über das Ergebnis 
ihrer Prüfung gemäß § 40 Absatz 3 des Pflegefachassistenzgesetzes 
zu unterrichten. In der Unterrichtung teilt die Behörde der Person 
mit, ob sie der Person erlaubt, die Dienstleistung zu erbringen, oder 
von ihr verlangt, eine Eignungsprüfung nach § 29 abzulegen.

(2) Ist es der zuständigen Behörde in besonderen Ausnahmefäl-
len nicht möglich, die Prüfung nach § 40 Absatz 3 des Pflegefach-
assistenzgesetzes innerhalb eines Monats vorzunehmen, teilt sie 
der Person innerhalb dieser Frist die Gründe der Verzögerung mit. 
Die zuständige Behörde hat die der Verzögerung zugrundeliegen-
den Schwierigkeiten binnen eines Monats nach dieser Mitteilung 
zu beheben. Die zuständige Behörde unterrichtet spätestens inner-
halb von zwei Monaten nach Behebung der Schwierigkeiten die 
Person über das Ergebnis ihrer Prüfung.

(3) Bleibt eine Reaktion der zuständigen Behörde in den in Ab-
satz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 und 3 genannten Fristen aus, so 
darf die Dienstleistung erbracht werden.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Inhaberinnen und 
Inhaber von Drittstaatsdiplomen, für deren Anerkennung sich nach 
dem Recht der Europäischen Union eine Gleichstellung ergibt.

Teil 3 
Datenverarbeitung; Zuständigkeit; Übergangsvorschriften

§ 32 
Verarbeitung personenbezogener Daten

Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die für die 
Durchführung dieser Verordnung zuständigen öffentlichen Stellen 
einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten im 
Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt-
linie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, 
S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35) in der jeweils geltenden Fassung ist 
unbeschadet sonstiger Bestimmungen zulässig, wenn sie zur Erfül-
lung der sich aus dieser Verordnung ergebenden Aufgaben erforder-
lich ist. Für die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezo-
gener Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 gilt § 14 Absatz 3 des Berliner Datenschutzgesetzes vom 
13. Juni 2018 (GVBl. S. 418), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1121) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung.

§ 33 
Zuständige Behörde

Zuständige Behörde für die Durchführung dieser Verordnung ist 
das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin.
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ten konkreten Gefahr einer sich dynamisch ausbreitenden Infek-
tionslage und Anwendung konkreter Maßnahmen im Sinne des 
§ 28a Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 bis 4 des Infektionsschutzge-
setzes,

3. der Wiederaufhebung eines Katastrophenalarms für das Land 
Berlin durch die für Inneres zuständige Senatsverwaltung ge-
mäß § 10 Absatz 1 des Katastrophenschutzgesetzes vom 7. Juni 
2021 (GVBl. S. 610) in der jeweils geltenden Fassung oder

4. der Feststellung des Endes einer Großschadenslage für das Land 
Berlin durch die für Inneres zuständige Senatsverwaltung ge-
mäß § 10 Absatz 2 des Katastrophenschutzgesetzes

Ausnahmen von den Regelungen zum Ablauf der Ausbildung nach 
§ 1 Absatz 3 und §§ 2 und 3, zur Praxisanleitung nach § 4, zur Pra-
xisbegleitung nach § 5, zum Prüfungsausschuss nach § 11, zum 
schriftlichen Teil der Prüfung nach § 15, zum mündlichen Teil der 
Prüfung nach § 16 und zum praktischen Teil der Prüfung nach § 17 
dieser Verordnung zulassen, soweit sie erforderlich sind. In diesen 
Fällen kann der theoretische Unterricht auch ausschließlich über 
webbasierte Videokonferenzen, über digitale Lernplattformen oder 
andere geeignete Formen des Distanzunterrichts stattfinden. Beim 
Einsatz und der Nutzung der digitalen Unterrichtsformate sind die 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen einzuhalten. Zur Sicherung 
der Ausbildungsqualität muss das Erreichen des jeweiligen Ausbil-
dungsziels und dessen zuverlässige Überprüfung gewährleistet wer-
den.

§ 34 
Übergangsvorschriften

Für Ausbildungen, die nach dem Berliner Krankenpflegehilfege-
setz vom 4. Februar 2016 (GVBl. S. 35), das zuletzt durch Artikel 26 
des Gesetzes vom 19. Dezember 2017 (GVBl. S. 695) geändert 
worden ist, bis zum 1. April 2022 begonnen worden und bis zum  
31. März 2025 abgeschlossen sind, ist die Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für den Beruf der Gesundheits- und Krankenpflege-
helferin und des Gesundheits- und Krankenpflegehelfers vom  
10. August 2016 (GVBl. S. 509) anzuwenden.

§ 35 
Sicherung der Ausbildung und Prüfung während einer  

epidemischen Lage von nationaler Tragweite, einer  
Großschadenslage oder einer Katastrophe

Die zuständige Behörde kann während und bis zu einem Jahr nach
1. dem Ende einer durch den Deutschen Bundestag gemäß § 5 Ab-

satz 1 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
18. März 2022 (BGBl. I S. 473) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, festgestellten epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite,

2. dem Ende einer durch das Abgeordnetenhaus von Berlin gemäß 
§ 28a Absatz 8 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes festgestell-

Anlage 1
(zu § 1 Absatz 1 Satz 2, § 10 Absatz 1 Satz 2, § 15 Absatz 1 Satz 1, § 16 Absatz 1 Satz 1, § 28 Absatz 1 Satz 4, § 29 Absatz 2 Satz 5)
Kompetenzen für die staatlichen Prüfungen

1. Pflegefachassistentin oder Pflegefachassistent sein
Die Auszubildenden

1.1.  übernehmen Verantwortung für ihre persönliche Entwicklung als professionelle Pflegefachassistentinnen und Pflegefachassis-
tenten,

1.2.  bewerten das lebenslange Lernen als ein Element der persönlichen und beruflichen Weiterentwicklung und nutzen hierfür ver-
schiedene, auch digitale Informations- und Kommunikationstechnologien,

1.3.  verfügen über eine Vorstellung von personenzentrierter, individueller und professioneller Pflege und welche Kernbereiche sie als 
Pflegefachassistentinnen und Pflegefachassistenten übernehmen,

1.4. fordern kollegiale Beratung ein und nehmen sie an,
1.5.  sind für die Unterscheidung von Pflegesituationen nach den Kriterien Ausmaß an Verantwortung (Prozess- oder Durchführungs-

verantwortung), Schwierigkeitsgrad, Stabilität, Standardisierung sensibilisiert und wirken an der Feststellung der für sie zu be-
wältigenden Pflegesituationen und sonstigen Aufgaben mit,

1.6.  nehmen drohende Über- oder Unterforderungen frühzeitig wahr, erkennen die veränderungsbedürftigen Bedingungen am Ar-
beitsplatz oder in ihren Kompetenzen und leiten daraus entsprechende Handlungsalternativen ab,

1.7. verfügen über ein berufliches Selbstverständnis als Pflegefachassistentinnen und Pflegefachassistenten,
1.8. reflektieren den Einfluss der ambulanten und stationären Versorgungsbedingungen auf ihr pflegerisches Handeln,
1.9.  reflektieren ihre Kompetenzen in konkreten Pflegesituationen und gehen verantwortungsbewusst mit erkannten Grenzen der ei-

genen Fähigkeiten um,
1.10.  übernehmen die Durchführungsverantwortung für ihnen übertragene Aufgaben und holen gegebenenfalls Hilfe von Pflegefach-

personen oder Personen anderer Berufsgruppen ein,
1.11.  begegnen Menschen ungeachtet von Alter, ethnischer Herkunft und Nationalität, Geschlecht und Geschlechtsidentität, körperli-

chen und geistigen Fähigkeiten, Religion und Weltanschauung, sexueller Orientierung und Identität sowie sozialer Herkunft mit 
einer offenen und wertschätzenden Haltung, nehmen Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen Menschen wahr und bezie-
hen ihre Wahrnehmungen in ihr berufliches Handeln ein,

1.12. wirken an der Arbeitsorganisation und Durchführung der Pflege mit,
1.13.  dokumentieren durchgeführte Pflegemaßnahmen und Beobachtungen in der Pflegedokumentation auch unter Zuhilfenahme di-

gitaler Dokumentationssysteme,
1.14. wirken bei der Aufnahme und Entlassung von zu pflegenden Menschen mit,
1.15.  wirken an der Erhebung pflegebezogener Daten sowie zugehöriger Ressourcen und Widerstandsfaktoren mit und erklären sich 

die vorliegenden Daten anhand von grundlegenden pflegeberuflichen Erkenntnissen,
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1.16. beziehen Angehörige und Bezugspersonen in die pflegerische Versorgung ein,
1.17. reflektieren ihr pflegerisches Handeln kritisch und ziehen daraus Konsequenzen für ihr zukünftiges Handeln,
1.18. integrieren grundlegende Anforderungen der Qualitätssicherung in ihr Pflegehandeln,
1.19. nehmen an Dienstbesprechungen teil und informieren fachgerecht über ihre Beobachtungen und Wahrnehmungen zu den von 

ihnen gepflegten Menschen,
1.20. sind sich der Bedeutung von Abstimmungs- und Koordinierungsprozessen in qualifikationsheterogenen Teams bewusst und 

kennen die jeweils unterschiedlichen Verantwortungs- und Aufgabenbereiche,
1.21. beteiligen sich an Teamentwicklungsprozessen und gehen im Team wertschätzend miteinander um,
1.22. gehen selbstfürsorglich mit sich um und tragen zu ihrer eigenen Gesunderhaltung bei,
1.23. nehmen Hinweiszeichen auf mögliche Gewaltausübung wahr und geben entsprechende Beobachtungen weiter,
1.24. halten die Vorschriften der Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes ein,
1.25. wenden die Hygienestandards und Hygienerichtlinien der unterschiedlichen pflegerischen Versorgungsbereiche an,
1.26. setzen Maßnahmen zur Unfallverhütung um,
1.27. wenden die Richtlinien der Patientensicherheit in verschiedenen pflegerischen Versorgungsbereichen an,
1.28. üben ihren Beruf unter Einbeziehung der gesetzlichen Vorgaben, ihrer Rechte und Pflichten als Pflegefachassistentinnen und 

Pflegefachassistenten aus,
1.29. verfügen über grundlegendes Wissen zur Gesetzgebung im Gesundheits- und Sozialbereich,
1.30. verfügen über ausgewähltes Wissen zu gesamtgesellschaftlichen Veränderungen, ökonomischen, technologischen sowie epide-

miologischen und demografischen Entwicklungen im Gesundheits- und Sozialsystem,
1.31. wenden einrichtungsinterne Instrumente zur Ressourcenschonung und zum Umgang mit umweltbezogenen Veränderungen, ins-

besondere Hitzeaktionspläne, im Rahmen ihrer pflegerischen Tätigkeit an.

2. Zu pflegende Menschen in der Bewegung und Selbstversorgung unterstützen

Die Auszubildenden
2.1.  nehmen körperliche und seelische Veränderungen zu pflegender Menschen und eigene Unsicherheiten situativ wahr, richten ihr 

Handeln daran aus und geben ihre Beobachtungen und eigene Unsicherheiten an Fachpersonen weiter,
2.2. integrieren gesundheitsförderliche und präventive Aspekte und Maßnahmen in das pflegerische Handeln,
2.3.  unterstützen zu pflegende Menschen unter Einbeziehung ihrer Ressourcen insbesondere beim An- und Auskleiden sowie bei der 

Körperpflege und beim Ruhen und Schlafen,
2.4.  unterstützen zu pflegende Menschen unter Einbeziehung ihrer Ressourcen bei mobilitätsbezogenen Alltagsaktivitäten – insbe-

sondere bei Positions- und Ortswechseln und hilfreichen Bewegungsabläufen – und folgen dabei Bewegungskonzepten,
2.5. wirken auf Anweisung von Pflegefachpersonen bei der Kompressionstherapie mit,
2.6. unterstützen zu pflegende Menschen unter Einbeziehung ihrer Ressourcen insbesondere bei der Ernährung und Ausscheidung,
2.7.  messen auf Anweisung von Pflegfachpersonen aufgenommene Flüssigkeits- und Nahrungsmengen und dokumentieren die er-

mittelten Werte,
2.8. führen auf Anweisung von Pflegefachpersonen Gewichts- und Größenkontrollen durch und dokumentieren die ermittelten Werte,
2.9. messen auf Anweisung von Pflegefachpersonen Ausscheidungsmengen und dokumentieren die ermittelten Werte,
2.10. applizieren auf Anweisung von Pflegefachpersonen Nahrung und Flüssigkeit über PEG-Sonden.

3. Pflegeerfahrungen reflektieren und berufsbezogen kommunizieren
Die Auszubildenden

3.1. erkennen und reflektieren eigene Emotionen sowie Deutungs- und Handlungsmuster in der Interaktion,
3.2.  bauen kurz- und langfristige Beziehungen mit zu pflegenden Menschen und ihren Bezugspersonen auf und gestalten sie wert-

schätzend, achtsam und kongruent,
3.3. tarieren in der Pflegebeziehung professionelle Nähe und Distanz aus,
3.4.  erkennen grundlegende, insbesondere gesundheits-, alters- oder kulturbedingte Kommunikationsbarrieren und setzen unterstüt-

zende Maßnahmen ein, um diese zu überbrücken,
3.5. reflektieren Asymmetrie und institutionelle Einschränkungen in der pflegerischen Kommunikation,
3.6. wenden Regeln der Kommunikation und Gesprächsführung im Pflegealltag und in der Zusammenarbeit im Team an,
3.7.  nutzen ihre Möglichkeiten zur Gestaltung von intensiven Gesprächssituationen auf Grund der Häufigkeit ihrer Nähe zu zu pfle-

genden Menschen,
3.8.  verfügen über kommunikative Strategien, auch auf Basis neuer Technologien, sich Unterstützung in verschiedenen Settings ein-

zuholen,
3.9. sind kritikfähig und geben Feedback,
3.10. reagieren auf unerwartete Situationen während der Pflegeinteraktion flexibel und angemessen,
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3.11. integrieren Grundprinzipien ethischen Handelns in ihren Pflegealltag. In Grenzsituationen informieren sie die Pflegefachperson,
3.12.  erkennen sich abzeichnende oder bestehende Konflikte mit zu pflegenden Menschen, wenden grundlegende Prinzipien der Kon-

fliktlösung an und nutzen kollegiale Beratung,
3.13.  sind für Risikofaktoren für das Entstehen von Gewalt in der Pflege sensibilisiert und wirken im Team an gewaltpräventiven Maß-

nahmen mit.

4. Zu pflegende Menschen in kurativen Prozessen pflegerisch unterstützen
Die Auszubildenden

4.1.  verfügen über grundlegendes Wissen zu rechtlichen Rahmenbedingungen für den Sektor Krankenhaus sowie der häuslichen 
Krankenpflege,

4.2.  wirken entsprechend den rechtlichen Bestimmungen, der Verfahrensanweisung der Einrichtung sowie der individuellen Pflege-
situation auf Anweisung einer Pflegefachperson an der Durchführung ärztlich veranlasster Maßnahmen der medizinischen Dia-
gnostik und Therapie im Rahmen des erarbeiteten Kenntnisstandes mit,

4.3.  ermitteln bei zu pflegenden Menschen auf Anweisung von Pflegefachpersonen die Vitalwerte (Blutdruck, Puls, Körpertempera-
tur, Atmung) kriteriengeleitet und schätzen die ermittelten Werte ein,

4.4. führen auf Anweisung von Pflegefachpersonen subkutane Injektionen durch,
4.5. verabreichen auf Anweisung von Pflegefachpersonen Augen- und Ohrentropfen/-salben,
4.6. führen auf Anweisung von Pflegefachpersonen Einreibungen mit Externa durch,
4.7. verteilen und verabreichen auf Anweisung von Pflegefachpersonen orale Medikamente,
4.8. wirken auf Anweisung einer Pflegefachperson an Maßnahmen mit, die auf medizinische Eingriffe vorbereiten,
4.9.  beobachten die mit einem medizinischen Eingriff verbundenen Pflegephänomene und Komplikationen und geben die Beobach-

tungen weiter,
4.10. führen auf Anweisung von Pflegefachpersonen Blutzuckerkontrollen durch,
4.11.  begleiten Patientinnen und Patienten im Krankenhaus in stabilen gesundheitlichen Situationen auch abteilungsübergreifend zu 

medizinischen Untersuchungen.

5. Zu pflegende Menschen in kritischen Lebenssituationen und in der letzten Lebensphase begleiten
Die Auszubildenden

5.1.  erkennen lebensgefährdende Situationen im außerklinischen Umfeld und leiten bis zum Eintreffen von Rettungskräften lebens-
rettende Sofortmaßnahmen ein,

5.2.  erkennen lebensgefährdende Situationen im Krankenhaus und leiten bis zum Eintreffen von Pflegefachpersonen bzw. Ärzten und 
Ärztinnen lebensrettende Sofortmaßnahmen ein,

5.3.  erkennen kriteriengeleitet Schmerzen bei zu pflegenden Menschen als Ausdruck einer subjektiven Wahrnehmung und als mög-
liches Warnsignal und ziehen Pflegefachpersonen zur Einleitung weiterer Maßnahmen hinzu,

5.4.  wirken an der Begleitung von schwerstkranken und sterbenden Menschen mit und respektieren dabei deren spezifische körper-
liche und spirituelle Bedürfnisse,

5.5. begleiten den Trauerprozess von Bezugspersonen empathisch und kongruent,
5.6. versorgen verstorbene Menschen würdevoll.

6. Zu pflegende Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen und kognitiven Beeinträchtigungen lebensweltorientiert unter-
stützen

Die Auszubildenden
6.1.  übernehmen die Perspektive von Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen,
6.2.  berücksichtigen die Wahrnehmungen von Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen bei der Beziehungsgestaltung so-

wie der Durchführung von Pflegemaßnahmen,
6.3. übernehmen die Perspektive von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen,
6.4.  berücksichtigen die Wahrnehmungen von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen bei der Beziehungsgestaltung sowie der 

Durchführung von Pflegemaßnahmen.

7. Zu pflegende Menschen in der Alltagsgestaltung unterstützen und begleiten
Die Auszubildenden

7.1.  verfügen über grundlegendes Wissen zu rechtlichen Rahmenbedingungen des Elften Buches Sozialgesetzbuch für stationäre, 
teilstationäre und ambulante Pflegesektoren,

7.2.  wirken an der Erhebung pflegerelevanter biographischer Informationen des zu pflegenden Menschen mit und berücksichtigen 
diese in der spezifischen Pflegesituation,

7.3.  berücksichtigen bei der Planung und Gestaltung von Alltagsaktivitäten die Bedürfnisse und Erwartungen, die kulturellen und 
religiösen Kontexte sowie die Lebens- und Entwicklungsphase der zu pflegenden Menschen,

7.4.  wahren das Selbstbestimmungsrecht des zu pflegenden Menschen, insbesondere auch, wenn dieser in seinen kognitiven oder 
kommunikativen Fähigkeiten eingeschränkt ist,
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7.5.  verfügen über grundlegendes Wissen zu familiären Systemen und sozialen Netzwerken und berücksichtigen deren Bedeutung in 
der Zusammenarbeit mit dem professionellen Pflegesystem,

7.6.  respektieren Menschenrechte, Ethikkodizes sowie religiöse, kulturelle, ethnische und andere Gewohnheiten von zu pflegenden 
Menschen in unterschiedlichen Lebensphasen,

7.7.  erkennen ethische Dilemmata, die einer selbstbestimmten Lebensgestaltung entgegenstehen und entwickeln unter Steuerung ei-
ner Pflegefachperson gemeinsam mit Pflegebedürftigen, Angehörigen sowie ggf. anderen Berufsgruppen Lösungsansätze,

7.8. wirken bei tagesstrukturierenden Maßnahmen mit,
7.9.  wirken bei sinnstiftenden Aktivitäten zur sozialen und kulturellen Teilhabe, zum Lernen und Spielen mit und fördern damit die 

Lebensqualität der zu pflegenden Menschen,
7.10. arbeiten mit Bezugspersonen der zu pflegenden Menschen, Laien und anderen Berufsgruppen zusammen,
7.11. begleiten zu pflegende Menschen zu behördlichen und gesundheitlich notwendigen Terminen,
7.12. unterstützen den zu pflegenden Menschen beim Vor- und Nachbereiten der Mahlzeiten,
7.13. unterstützen zu pflegende Menschen bei der Pflege von Wohnbereich, Pflanzen und Tieren,
7.14. unterstützen zu pflegende Menschen bei Einkäufen des täglichen Bedarfs,
7.15. unterstützen zu pflegende Menschen beim Reinigen von Kleidung und Haushaltswäsche,
7.16. wirken bei der Vor- und Nachbereitung der Räumlichkeiten für Aktivitäten mit,
7.17.  unterstützen zu pflegende Menschen in der Kommunikation mit Bezugspersonen und anderen Professionen oder Branchen durch 

Nutzung neuer Technologien,
7.18.  ermöglichen zu pflegenden Menschen die Teilhabe an kulturellen, religiösen oder politischen Veranstaltungen durch Einsatz di-

gitaler Medien.

Anlage 2
(zu § 1 Absatz 2 Nummer 1)

Stundenverteilung im Rahmen des theoretischen und praktischen Unterrichts

Kompetenzbereich Stunden Stunden bei 
Anrechnung 
nach § 8 Ab-
satz 2

1. Pflegefachassistentin oder Pflegefachassistent werden 200 140
2. Zu pflegende Menschen in der Bewegung und Selbstversorgung unterstützen 220 154
3. Pflegeerfahrungen reflektieren und berufsbezogen kommunizieren 100 70
4. Zu pflegende Menschen in kurativen Prozessen unterstützen 160 112
5. Zu pflegende Menschen in kritischen Lebenssituationen unterstützen 100 70
6. Zu pflegende Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen und kognitiven Beein-

trächtigungen unterstützen
80 56

7. Zu pflegende Menschen in der Alltagsgestaltung unterstützen und begleiten 100 70
Stunden zur freien Verfügung 40 28
Gesamtsumme 1.000 700
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Anlage 3
(zu § 1 Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 4 Satz 1, § 3 Absatz 2 Satz 1, § 5 Satz 4)

Stundenverteilung im Rahmen der praktischen Ausbildung
a) bei Trägern der praktischen Ausbildung einer Einrichtung nach § 7 Absatz 5 Nummer 1 des Pflegefachassistenzgesetzes

Einsätze Stunden Stunden bei 
Anrechnung 
nach § 8 
Absatz 2

I. Ausbildungsträgerinterner Einsatz
Einsatz zu Beginn der Ausbildung beim Träger der praktischen Ausbildung

200 0

II. Ausbildungsträgerexterne Einsätze in den zwei allgemeinen Versorgungsbereichen

1. Stationäre Langzeitpflege 240 240

2. Ambulante Pflege 240 240

III. Ausbildungsträgerinterner Einsatz
Einsatz am Ende der Ausbildung beim Träger der praktischen Ausbildung

520 320

Gesamtsumme 1.200 800

b) bei Trägern der praktischen Ausbildung einer Einrichtung nach § 7 Absatz 5 Nummer 2 des Pflegefachassistenzgesetzes

Einsätze Stunden Stunden bei 
Anrechnung 
nach § 8 
Absatz 2

I. Ausbildungsträgerinterner Einsatz
Einsatz zu Beginn der Ausbildung beim Träger der praktischen Ausbildung

200 0

II. Ausbildungsträgerexterne Einsätze in den zwei allgemeinen Versorgungsbereichen

1. Stationäre Akutpflege 240 240

2. Ambulante Pflege 240 240

III. Ausbildungsträgerinterner Einsatz
Einsatz am Ende der Ausbildung beim Träger der praktischen Ausbildung

520 320

Gesamtsumme 1.200 800

c) bei Trägern der praktischen Ausbildung einer Einrichtung nach § 7 Absatz 5 Nummer 3 des Pflegefachassistenzgesetzes

Einsätze Stunden Stunden bei 
Anrechnung 
nach § 8 
Absatz 2

I. Ausbildungsträgerinterner Einsatz
Einsatz zu Beginn der Ausbildung beim Träger der praktischen Ausbildung

200 0

II. Ausbildungsträgerexterne Einsätze in den zwei allgemeinen Versorgungsbereichen

1. Stationäre Akutpflege 240 240

2. Stationäre Langzeitpflege 240 240

III. Ausbildungsträgerinterner Einsatz
Einsatz am Ende der Ausbildung beim Träger der praktischen Ausbildung

520 320

Gesamtsumme 1.200 800
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Anlage 4
(zu § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3)

51 

Anlage 4 
(zu § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3) 

_____________________________ 

Bezeichnung der Pflegeschule 

Bescheinigung über die Teilnahme an der Ausbildung 

Name, Vorname 

Geburtsdatum  Geburtsort 

hat in der Zeit vom _______ bis _______ regelmäßig und mit Erfolg an dem theoretischen und prak-
tischen Unterricht sowie an der praktischen Ausbildung für die Pflegefachassistenz gemäß § 12 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 der Berliner Pflegefachassistenz-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung teilge-
nommen. 

Die Ausbildung ist - nicht - über die nach § 8 des Pflegefachassistenzgesetzes zulässigen Fehlzeiten 
hinaus - um ______________________ Stunden*) - unterbrochen worden. 

Ort, Datum 
(Stempel) 

(Unterschrift(en) der Schulleitung) 

*) Nichtzutreffendes streichen
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Anlage 5
(zu § 12 Absatz 2 Satz 2)

 

 

52 

Anlage 5 
(zu § 12 Absatz 2 Satz 2) 

 

 
_____________________________ 
Bezeichnung der Pflegeschule 

 

Bescheinigung über die Teilnahme an der Ausbildung bei Externenprüfung 

 

 

Name, Vorname 
  

Geburtsdatum                                                      Geburtsort 
  

  
hat eine Ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz im Umfang des ersten und zweiten Ausbildungs-
drittels gemäß § 12 Absatz 2 Satz 2 der Berliner Pflegefachassistenz-Ausbildungs- und -Prüfungsver-
ordnung in Verbindung mit § 12 Absatz 1 des Pflegefachassistenzgesetzes absolviert oder die Ausbil-
dung nach dem Pflegeberufegesetz absolviert und die staatliche Abschlussprüfung endgültig nicht 
bestanden*). 

 

Ort, Datum 
  (Stempel) 

 
  

  

(Unterschrift(en) der Schulleitung)   

 
*) Nichtzutreffendes streichen 
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Anlage 6
(zu § 20 Absatz 2 Satz 1)

 

 

53 

Anlage 6 
(zu § 20 Absatz 2 Satz 1) 
 

Die dem Prüfungsausschuss 
vorsitzende Person 

Zeugnis über die staatliche Prüfung in der Pflegefachassistenz 

für 

„________________________________________________________________________“ 

Name, Vorname 
  

Geburtsdatum                                                      Geburtsort 
  

  
hat am ____________ die staatliche Prüfung nach § 2 Nummer 1 des Pflegefachassistenzgesetzes 
vor dem staatlichen Prüfungsausschuss bei der 
  

Pflegeschule 

  
in ________________ 

Ort 

bestanden. 

Folgende Prüfungsnoten (Gesamtnoten der einzelnen Prüfungsteile) wurden erhalten: 

1. im schriftlichen Teil der Prüfung „_________“ 

2. im mündlichen Teil der Prüfung 

3. im praktischen Teil der Prüfung  

„_________“ 

„_________“ 

Gesamtnote der staatlichen Prüfung „_________“ 

(auf der Grundlage der Prüfungsnoten nach den Nummern 1 bis 3) 

Ort, Datum 
  (Siegel) 

    

(Unterschrift der dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person)  

*) Nichtzutreffendes streichen  

 
 
 
 
 
Anlage 7 
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Anlage 7
(zu § 25)

 

 

54 

(zu § 25) 

 

Urkunde über die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 

 

Name, Vorname 
  

Geburtsdatum                                                      Geburtsort 
  

  
erhält auf Grund des Pflegefachassistenzgesetzes mit Wirkung vom heutigen Tage die Erlaubnis, die 
Berufsbezeichnung  

„ __________________________________ “ 

 

zu führen. 

Ort, Datum 
  (Siegel) 

 
  

  

(Unterschrift)  
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Anlage 8
(zu § 27 Absatz 3 Satz 2)
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Anlage 8 
(zu § 27 Absatz 3 Satz 2) 

 
________________________ 
Bezeichnung der Einrichtung 

 

Bescheinigung über die Teilnahme am Anpassungslehrgang 

 

Name, Vorname 
  

Geburtsdatum                                                      Geburtsort 
  

  
hat in der Zeit vom _______ bis _______ regelmäßig an dem Anpassungslehrgang teilgenommen, der 
nach § 27 der Berliner Pflegefachassistenz-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung von der zuständi-
gen Behörde vorgeschrieben wurde. 

Das Abschlussgespräch wurde bestanden/nicht bestanden*). 

Ort, Datum 
  (Stempel) 

 
  

  

(Unterschrift(en) der Einrichtung)   

 
*) Nichtzutreffendes streichen 
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Anlage 9
(zu § 28 Absatz 9)
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Anlage 9 
(zu § 28 Absatz 9) 
 

 
 
 
Die dem Prüfungsausschuss  
vorsitzende Person 
 
 

Bescheinigung über die staatliche Kenntnisprüfung 
 
 
______________________________________ 
Name, Vorname 
 
______________________________________ 
Geburtsdatum    Geburtsort 
 
 
hat am _____________ die staatliche Kenntnisprüfung in der Pflegefachassistenz nach § 28 der 
Berliner Pflegefachassistenz-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung bestanden / nicht bestan-
den*).  
 
 
__________________________ 
Ort, Datum          (Siegel) 
 
(Unterschrift der dem Prüfungsausschuss vorsitzenden Person) 
 
 
 
 
 
 
 
 
*) Nichtzutreffendes streichen 
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Anlage 10
(zu § 29 Absatz 5 Satz 2)
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Anlage 10 
(zu § 29 Absatz 5 Satz 2) 
 
 
Die dem Prüfungsausschuss  
vorsitzende Person 
 
 

Bescheinigung über die staatliche Eignungsprüfung 

 
 
______________________________________ 
Name, Vorname 
 
______________________________________ 
Geburtsdatum    Geburtsort 
 
 
hat am _____________ die staatliche Eignungsprüfung in der Pflegeassistenz nach § 29 der Berli-
ner Pflegefachassistenz-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung bestanden / nicht bestanden*).  
 
 
__________________________ 
Ort, Datum          (Siegel) 
 
(Unterschrift der dem Prüfungsausschuss vorsitzenden Person) 
 
 
 
 
 
 
 
 
*) Nichtzutreffendes streichen  
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Artikel 4 
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag 
nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Berliner Pflegeausbildungs- und Schul-
verordnung vom 11. Januar 2020 (GVBl. S. 15) außer Kraft.

(2) Artikel 1 § 3 Absatz 3 tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.
(3) Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den Beruf der 

Gesundheits- und Krankenpflegehelferin und des Gesundheits- und 
Krankenpflegehelfers vom 10. August 2016 (GVBl. S. 509) tritt am 
1. April 2025 außer Kraft.

Berlin, den 5. Juli 2022

Senatsverwaltung für Wissenschaft, 
Gesundheit, Pflege und Gleichstellung

Ulrike  G o t e
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§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Tempelhof-
Schöneberg von Berlin unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Absatz 2a des Baugesetz-
buchs beachtlich sind. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
werden die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Satz 2 genannten Ver-
letzungen oder Fehler gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs 
und die in Satz 1 Nummer 4 genannte Verletzung gemäß § 32 Ab-
satz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeacht-
lich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 5. Juli 2022

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

O l t m a n n
Bezirksbürgermeister

Angelika  S c h ö t t l e r
Bezirksstadträtin

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I 
S. 674) geändert worden ist, in Verbindung mit § 6 Absatz 3 und mit 
§ 11 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. 
S. 578), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. September 
2021 (GVBl. S.1119) geändert worden ist, verordnet das Bezirksamt 
Tempelhof-Schöneberg von Berlin:

§ 1
Der Bebauungsplan 7-80 vom 6. August 2020 mit Deckblatt vom 

11. November 2021 für die südliche Teilfläche des ehemaligen Gas-
werks Mariendorf zwischen Lankwitzer Straße, Dresdner Bahn, 
Mariendorfer-Hafen-Weg und der östlichen Grenze der Flurstücke 
248, 70/7 und 268 der Flur 1, eine Teilfläche des Flurstücks 250 der 
Flur 1 sowie eine Teilfläche der Ringstraße, Straße Altes Gaswerk 
Mariendorf, Mariendorfer-Hafen-Weg, Mariendorfer-Hafen-Steg 
und nördlich davon liegende Teilflächen der Promenade des Teltow-
kanals und eine Teilfläche der Ringstraße im Bezirk Tempelhof- 
Schöneberg, Ortsteil Mariendorf, wird festgesetzt. Er ändert teil-
weise den durch Verordnung über die Festsetzung
des Bebauungsplans XIII-B1 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, 
Ortsteil Mariendorf, vom 12. Juli 2005 (GVBl. S. 431) festgesetzten 
Bebauungsplan,
des Bebauungsplans XIII-24 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, 
Ortsteil Mariendorf, vom 8. März 1961 (GVBl. S. 343) festgesetzten 
Bebauungsplan,
des Bebauungsplans XIII-200 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, 
Ortsteil Mariendorf, vom 26. August 1976 (GVBI. S. 1871) festge-
setzten Bebauungsplan,
des Bebauungsplans XIII-B1-1 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, 
Ortsteil Mariendorf, vom 6. Mai 2014 (GVBI. S. 140) festgesetzten 
Bebauungsplan.
Er ändert teilweise den durch Verordnung über Festsetzung des 
Landschaftsplans 7-L-2 im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil 
Mariendorf, vom 29. Januar 2011 (GVBl. S. 14) festgesetzten Land-
schaftsplan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der für die Vermes-

sung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes, beglaubigte Abzeich-
nungen des Bebauungsplans können bei der für die Stadtplanung 
zuständigen Abteilung des Bezirksamtes kostenfrei eingesehen 
werden.

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 7-80 

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Mariendorf
Vom 5. Juli 2022
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Bekanntmachung
über die Anpassung von Leistungen an Fraktionen 

nach dem Fraktionsgesetz

Gemäß § 8 Absatz 3 Satz 5 des Gesetzes über die Rechtsstellung 
der Fraktionen des Abgeordnetenhauses von Berlin (Fraktionsgesetz 
- FraktG) vom 8. Dezember 1993 (GVBl. S. 591), das zuletzt durch 
Gesetz vom 12. Mai 2022 (GVBl. S. 190) geändert worden ist, wird 
Folgendes bekannt gegeben:
- Ab dem 1. Januar 2022 beträgt der Grundbetrag nach § 8  

Absatz 1 FraktG monatlich 55.187 Euro.
- Ab dem 1. Januar 2022 beträgt der Pro-Kopf-Betrag nach § 8 Ab-

satz 1 FraktG monatlich 4.648 Euro.
- Ab dem 1. Januar 2022 beträgt der Oppositionszuschlag nach § 8 

Absatz 1 FraktG monatlich 26.153 Euro.

Berlin, den 5. Juli 2022

Der Präsident 
des Abgeordnetenhauses von Berlin

Dennis  B u c h n e r
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